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55/25. Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 53/111 vom 9. Dezember 1998, in der sie be-
schloss, einen allen Mitgliedstaaten offen stehenden zwischenstaatlichen Ad-hoc-Ausschuss
einzusetzen, mit dem Auftrag, ein umfassendes internationales Übereinkommen gegen die
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität auszuarbeiten und nach Bedarf die Ausarbei-
tung von internationalen Rechtsinstrumenten zur Bekämpfung des Frauen- und Kinderhan-
dels, der unerlaubten Herstellung von Feuerwaffen, Teilen und Komponenten derselben,
Munition dafür und des Handels damit sowie der Schleuserkriminalität, namentlich auch auf
dem Seeweg, zu erörtern,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 54/126 vom 17. Dezember 1999, in der sie
den Ad-hoc-Ausschuss für die Ausarbeitung eines Übereinkommens gegen die grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität ersuchte, seine Arbeit im Einklang mit den Resolutio-
nen 53/111 und 53/114 vom 9. Dezember 1998 fortzusetzen und sie zu intensivieren, damit
sie im Jahr 2000 abgeschlossen werden könne,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 54/129 vom 17. Dezember 1999, in der sie
mit Dank das Angebot der Regierung Italiens annahm, in Palermo eine Unterzeichnungs-
konferenz auf hoher politischer Ebene auszurichten, auf der das Übereinkommen der
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität (Überein-
kommen von Palermo) sowie die dazugehörigen Protokolle unterzeichnet werden sollten,
und den Generalsekretär ersuchte, die Konferenz für einen Zeitraum von bis zu einer Woche
noch vor Ende der Millenniums-Generalversammlung im Jahr 2000 einzuplanen,

mit dem Ausdruck ihres Dankes an die Regierung Polens für die Vorlage eines ersten
Entwurfs des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität1 auf der einundfünfzigsten Tagung der Generalversammlung und
für die Ausrichtung der vom 2. bis 6. Februar 1998 in Warschau abgehaltenen Tagung der
zwischen den Tagungen zusammentretenden, allen Mitgliedstaaten offen stehenden zwi-
schenstaatlichen Sachverständigengruppe, die nach Resolution 52/85 vom 12. Dezember

                                                
1 A/C.3/51/7, Anlage.
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1997 eingesetzt wurde, um den vorläufigen Entwurf eines möglichen umfassenden interna-
tionalen Übereinkommens gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität auszu-
arbeiten,

mit dem Ausdruck ihres Dankes an die Regierung Argentiniens für die Ausrichtung
des vom 31. August bis 4. September 1998 in Buenos Aires abgehaltenen informellen Vor-
bereitungstreffens des Ad-hoc-Ausschusses,

mit dem Ausdruck ihres Dankes an die Regierung Thailands für die Ausrichtung des
am 20. und 21. März 2000 in Bangkok abgehaltenen Asiatisch-Pazifischen Seminars auf
Ministerebene über den Aufbau von Kapazitäten zur Bekämpfung der grenzüberschreiten-
den organisierten Kriminalität,

höchst besorgt über die nachteiligen wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen
organisierter krimineller Tätigkeiten und überzeugt, dass die Zusammenarbeit dringend ver-
stärkt werden muss, um derartige Tätigkeiten auf einzelstaatlicher, regionaler und interna-
tionaler Ebene zu verhüten und wirksamer zu bekämpfen,

mit tiefer Sorge Kenntnis nehmend von den zunehmenden Verbindungen zwischen der
grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität und terroristischen Verbrechen, unter Be-
rücksichtigung der Charta der Vereinten Nationen und der einschlägigen Resolutionen der
Generalversammlung,

entschlossen, denjenigen, die sich an grenzüberschreitenden organisierten Verbrechen
beteiligen, durch die strafrechtliche Verfolgung ihrer Verbrechen, gleichviel wo sie statt-
finden, und durch Zusammenarbeit auf internationaler Ebene sichere Zufluchtsorte zu
verwehren,

fest davon überzeugt, dass das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität ein wirksames Mittel und den notwendigen
rechtlichen Rahmen für die internationale Zusammenarbeit darstellen wird, wenn es darum
geht, solche kriminellen Tätigkeiten wie unter anderem die Geldwäsche, die Korruption,
den unerlaubten Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen, die gegen
das Kulturerbe gerichteten Straftaten und die zunehmenden Verbindungen zwischen der
grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität und terroristischen Verbrechen zu be-
kämpfen,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Ad-hoc-Ausschusses für die Ausarbeitung
eines Übereinkommens gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität2, der seine
Arbeit am Sitz des Büros der Vereinten Nationen für Drogenkontrolle und Verbrechensver-
hütung in Wien durchgeführt hat, und spricht dem Ad-hoc-Ausschuss ihre Anerkennung für
seine Arbeit aus;

2. verabschiedet das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenz-
überschreitende organisierte Kriminalität, das Protokoll zur Verhütung, Bekämpfung und
Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, in Ergän-
zung des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität, und das Protokoll gegen die Schleusung von Migranten auf dem Land-,
See- und Luftweg, in Ergänzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität, die dieser Resolution als Anlagen beigefügt
sind, und legt sie auf der im Einklang mit Resolution 54/129 vom 12. bis 15. Dezember
2000 in Palermo (Italien) abzuhaltenden Unterzeichnungskonferenz auf hoher politischer
Ebene zur Unterzeichnung auf;

                                                
2 A/AC.254/34.
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3. ersucht den Generalsekretär, einen umfassenden Bericht über die im Einklang
mit Resolution 54/129 in Palermo abzuhaltende Unterzeichnungskonferenz auf hoher
politischer Ebene zu erstellen;

4. stellt fest, dass der Ad-hoc-Ausschuss seine Arbeit an dem Entwurf des Proto-
kolls gegen die unerlaubte Herstellung von Schusswaffen, Teilen und Komponenten dersel-
ben, Munition dafür und den Handel damit, in Ergänzung des Übereinkommens der Verein-
ten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität, noch nicht abge-
schlossen hat;

5. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, seine Arbeit an diesem Protokollentwurf im
Einklang mit den Resolutionen 53/111, 53/114 und 54/126 fortzusetzen und möglichst bald
abzuschließen;

6. fordert alle Staaten auf, die Verbindungen zwischen der grenzüberschreitenden
organisierten Kriminalität und terroristischen Handlungen anzuerkennen, unter Berücksich-
tigung der einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung, und das Übereinkommen
der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität entspre-
chend den darin enthaltenen Bestimmungen bei der Bekämpfung aller Formen krimineller
Tätigkeit anzuwenden;

7. empfiehlt dem Ad-hoc-Ausschuss nach Resolution 51/210 der Generalversamm-
lung vom 17. Dezember 1996, der seine Beratungen mit dem Ziel der Ausarbeitung eines
umfassenden Übereinkommens über den internationalen Terrorismus gemäß Resolu-
tion 54/110 vom 9. Dezember 1999 begonnen hat, die Bestimmungen des Übereinkommens
der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität zu berück-
sichtigen;

8. fordert alle Staaten und regionalen Wirtschaftsorganisationen nachdrücklich
auf, das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität und die dazugehörigen Protokolle so bald wie möglich zu unterzeichnen
und zu ratifizieren, um das rasche Inkrafttreten des Übereinkommens und der dazugehöri-
gen Protokolle sicherzustellen;

9. beschließt, dass das in Artikel 30 des Übereinkommens genannte Konto im
Rahmen des Fonds der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege
verwaltet wird, bis die mit dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenz-
überschreitende organisierte Kriminalität eingesetzte Konferenz der Vertragsstaaten des
Übereinkommens etwas anderes beschließt, und ermutigt die Mitgliedstaaten, mit der Ent-
richtung angemessener freiwilliger Beiträge für das genannte Konto zu beginnen, um den
Entwicklungs- und Übergangsländern die technische Hilfe zu gewähren, die sie möglicher-
weise zur Durchführung des Übereinkommens und der dazugehörigen Protokolle, ein-
schließlich der dafür erforderlichen Vorbereitungsmaßnahmen, benötigen;

10. beschließt außerdem, dass der Ad-hoc-Ausschuss für die Ausarbeitung eines
Übereinkommens gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität seine aus der
Ausarbeitung des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität hervorgehenden Aufgaben erfüllen wird, indem er weit vor der
Einberufung der ersten Tagung der Konferenz der Vertragsstaaten des Übereinkommens
eine Sitzung abhält, um den Entwurf der Verfahrensordnung für die Konferenz der Vertrags-
staaten und der anderen in Artikel 32 des Übereinkommens beschriebenen Regeln und Me-
chanismen auszuarbeiten, der der Konferenz der Vertragsstaaten auf ihrer ersten Tagung zur
Prüfung und Beschlussfassung unterbreitet wird;

11. ersucht den Generalsekretär, das Zentrum für internationale Verbrechensverhü-
tung des Büros der Vereinten Nationen für Drogenkontrolle und Verbrechensverhütung zum
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Sekretariat der Konferenz der Vertragsstaaten des Übereinkommens gemäß Artikel 33 des
Übereinkommens zu ernennen;

12. ersucht den Generalsekretär außerdem, dem Zentrum für internationale Ver-
brechensverhütung die Mittel zur Verfügung zu stellen, die es benötigt, um sich wirksam für
das rasche Inkrafttreten des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität einsetzen und die Aufgaben des Sekretariats der Kon-
ferenz der Vertragsstaaten des Übereinkommens wahrnehmen zu können, und die Arbeit des
Ad-hoc-Ausschusses gemäß Ziffer 10 zu unterstützen.

62. Plenarsitzung
15. November 2000
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Anlage I

Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte
Kriminalität

Artikel 1
Zweck

Zweck dieses Übereinkommens ist es, die Zusammenarbeit zu fördern, um die grenz-
überschreitende organisierte Kriminalität wirksamer zu verhindern und zu bekämpfen.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Übereinkommens

a) bezeichnet der Ausdruck "organisierte kriminelle Gruppe" eine strukturierte
Gruppe von drei oder mehr Personen, die eine bestimmte Zeit besteht und gemeinsam vor-
geht, mit dem Ziel, ein oder mehrere in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen um-
schriebene schwere Verbrechen oder Straftaten zu begehen, um sich unmittelbar oder mittel-
bar einen finanziellen oder sonstigen materiellen Vorteil zu verschaffen;

b) bezeichnet der Ausdruck "schweres Verbrechen" ein Verhalten, das eine straf-
bare Handlung darstellt, die mit einer Höchstfreiheitsstrafe von mindestens vier Jahren oder
einer schwereren Strafe bedroht ist;

c) bezeichnet der Ausdruck "strukturierte Gruppe" eine Gruppe, die nicht zufällig
zur unmittelbaren Begehung eines Verbrechens gebildet wird und die nicht notwendiger-
weise förmlich festgelegte Rollen für ihre Mitglieder, eine kontinuierliche Mitgliedschaft
oder eine ausgeprägte Struktur hat;

d) bezeichnet der Ausdruck "Vermögensgegenstände" Gegenstände jeder Art, kör-
perliche oder nichtkörperliche, bewegliche oder unbewegliche, materielle oder immateri-
elle, sowie rechtserhebliche Schriftstücke oder Urkunden, die das Recht auf solche Gegen-
stände oder Rechte daran belegen;

e) bezeichnet der Ausdruck "Ertrag aus Straftaten" jeden Vermögensgegenstand,
der unmittelbar oder mittelbar aus der Begehung einer Straftat stammt oder dadurch erzielt
wurde;

f) bezeichnet der Ausdruck "Einfrieren" oder "Beschlagnahme" das vorüberge-
hende Verbot der Übertragung, Umwandlung oder Bewegung von Vermögensgegenständen
oder der Verfügung darüber oder die vorübergehende Verwahrung oder Kontrolle von Ver-
mögensgegenständen auf Grund einer von einem Gericht oder einer anderen zuständigen
Behörde getroffenen Entscheidung;

g) bezeichnet der Ausdruck "Einziehung", der gegebenenfalls den Verfall umfasst,
die dauernde Entziehung von Vermögensgegenständen auf Grund einer von einem Gericht
oder einer anderen zuständigen Behörde getroffenen Entscheidung;

h) bezeichnet der Ausdruck "Haupttat" jede Straftat, durch die Erträge erlangt wur-
den, die Gegenstand einer Straftat im Sinne des Artikels 6 werden können;

i) bezeichnet der Ausdruck "kontrollierte Lieferung" die Methode, auf Grund de-
ren unerlaubte oder verdächtige Sendungen mit Wissen und unter der Aufsicht der zuständi-
gen Behörden aus dem Hoheitsgebiet eines oder mehrerer Staaten verbracht, durch dasselbe
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durchgeführt oder in dasselbe verbracht werden dürfen mit dem Ziel, eine Straftat zu unter-
suchen und Personen zu ermitteln, die an der Begehung der Straftat beteiligt sind;

j) bezeichnet der Ausdruck "Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration"
eine von souveränen Staaten einer bestimmten Region gebildete Organisation, der ihre Mit-
gliedstaaten die Zuständigkeit für die durch dieses Übereinkommen erfassten Angelegen-
heiten übertragen haben und die im Einklang mit ihren internen Verfahren ordnungsgemäß
ermächtigt ist, dieses zu unterzeichnen, zu ratifizieren, anzunehmen, zu genehmigen oder
ihm beizutreten; Bezugnahmen auf "Vertragsstaaten" in diesem Übereinkommen finden auf
diese Organisationen im Rahmen ihrer Zuständigkeit Anwendung.

Artikel 3
Geltungsbereich

1. Dieses Übereinkommen findet Anwendung, soweit darin nichts anderes be-
stimmt ist, auf die Verhinderung, Untersuchung und Strafverfolgung

a) der in Übereinstimmung mit den Artikeln 5, 6, 8 und 23 umschriebenen Strafta-
ten und

b) der schweren Verbrechen im Sinne des Artikels 2,

wenn die Straftat grenzüberschreitender Natur ist und eine organisierte kriminelle
Gruppe daran mitgewirkt hat.

2. Für die Zwecke des Absatzes 1 ist eine Straftat grenzüberschreitender Natur,
wenn sie

a) in mehr als einem Staat begangen wird;

b) in einem Staat begangen wird, jedoch ein maßgeblicher Teil ihrer Vorbereitung,
Planung, Leitung oder Kontrolle in einem anderen Staat stattfindet;

c) in einem Staat begangen wird, jedoch eine organisierte kriminelle Gruppe an ihr
beteiligt ist, die in mehr als einem Staat kriminellen Tätigkeiten nachgeht oder

d) in einem Staat begangen wird, jedoch erhebliche Auswirkungen in einem ande-
ren Staat hat.

Artikel 4
Schutz der Souveränität

1. Die Vertragsstaaten erfüllen ihre Verpflichtungen nach diesem Übereinkommen
in einer Weise, die mit den Grundsätzen der souveränen Gleichheit und territorialen Unver-
sehrtheit der Staaten sowie der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten anderer
Staaten vereinbar ist.

2. Dieses Übereinkommen berechtigt einen Vertragsstaat nicht, im Hoheitsgebiet
eines anderen Staates Gerichtsbarkeit auszuüben und Aufgaben wahrzunehmen, die nach
innerstaatlichem Recht ausschließlich den Behörden dieses anderen Staates vorbehalten
sind.

Artikel 5
Kriminalisierung der Beteiligung an einer organisierten kriminellen Gruppe

1. Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen gesetzgeberischen und sonstigen Maß-
nahmen, um folgende Handlungen, wenn vorsätzlich begangen, als Straftaten zu umschrei-
ben:
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a) eine oder beide der nachfolgenden Handlungen als andere Straftaten als solche,
die den Versuch oder die Vollendung einer kriminellen Tätigkeit darstellen:

 i) die Verabredung mit einer oder mehreren Personen zur Begehung eines schwe-
ren Verbrechens zu einem Zweck, der unmittelbar oder mittelbar mit der Verschaffung
eines finanziellen oder sonstigen materiellen Vorteils zusammenhängt, und, soweit es
das innerstaatliche Recht verlangt, bei der einer der Beteiligten eine Handlung zur
Förderung dieser Verabredung vornimmt oder bei der eine organisierte kriminelle
Gruppe mitwirkt;

ii) die aktive Beteiligung einer Person, in Kenntnis des Ziels und der allgemeinen
kriminellen Tätigkeit einer organisierten kriminellen Gruppe oder ihrer Absicht, die
betreffenden Verbrechen zu begehen, an

a. den kriminellen Tätigkeiten der organisierten kriminellen Gruppe;

b. anderen Tätigkeiten der organisierten kriminellen Gruppe in dem Wissen,
dass diese Beteiligung zur Erreichung des genannten kriminellen Ziels beitragen wird;

b) die Organisation, die Leitung, die Beihilfe, die Anstiftung, die Erleichterung
und die Beratung in Bezug auf die Begehung eines schweren Verbrechens unter Mitwirkung
einer organisierten kriminellen Gruppe.

2. Auf Kenntnis, Vorsatz, Ziel, Zweck oder Verabredung nach Absatz 1 kann aus
den objektiven tatsächlichen Umständen geschlossen werden.

3. Vertragsstaaten, deren innerstaatliches Recht für das Vorliegen der in Überein-
stimmung mit Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i umschriebenen Straftaten die Mitwirkung einer
organisierten kriminellen Gruppe verlangt, stellen sicher, dass ihr innerstaatliches Recht alle
schweren Verbrechen erfasst, an denen organisierte kriminelle Gruppen mitwirken. Diese
Vertragsstaaten sowie die Vertragsstaaten, deren  innerstaatliches Recht für das Vorliegen
der in Übereinstimmung mit Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i umschriebenen Straftaten eine
Handlung zur Förderung der Verabredung verlangt, setzen den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen zum Zeitpunkt ihrer Unterzeichnung dieses Übereinkommens beziehungs-
weise der Hinterlegung ihrer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkun-
den dazu von diesem Umstand in Kenntnis.

Artikel 6
Kriminalisierung des Waschens der Erträge aus Straftaten

1. Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit den wesentlichen Grundsätzen
seines innerstaatlichen Rechts die notwendigen gesetzgeberischen und sonstigen Maßnah-
men, um folgende Handlungen, wenn vorsätzlich begangen, als Straftaten zu umschreiben:

a)  i) das Umwandeln oder Übertragen von Vermögensgegenständen in der Kenntnis,
dass diese Vermögensgegenstände aus einer Straftat stammen, zu dem Zweck, den
unerlaubten Ursprung der Vermögensgegenstände zu verbergen oder zu verschleiern
oder einer an der Begehung der Haupttat beteiligten Person behilflich zu sein, sich den
rechtlichen Folgen ihres Handelns zu entziehen;

ii) das Verbergen oder Verschleiern der wahren Beschaffenheit, des Ursprungs, des
Ortes oder der Bewegung der Vermögensgegenstände, der Verfügung darüber oder der
Rechte oder des Eigentums daran in der Kenntnis, dass diese Vermögensgegenstände
Erträge einer Straftat sind;

b) vorbehaltlich der Grundzüge seiner Rechtsordnung:
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 i) den Erwerb, den Besitz oder die Verwendung von Vermögensgegenständen,
wenn der Betreffende bei Erhalt weiß, dass diese Vermögensgegenstände Erträge einer
Straftat sind;

ii) die Teilnahme an einer in Übereinstimmung mit diesem Artikel umschriebenen
Straftat sowie die Vereinigung, die Verabredung, den Versuch, die Beihilfe, die An-
stiftung, die Erleichterung und die Beratung in Bezug auf die Begehung einer solchen
Straftat.

2. Für die Zwecke der Anwendung des Absatzes 1

a) ist jeder Vertragsstaat bestrebt, Absatz 1 auf einen möglichst breiten Katalog
von Haupttaten anzuwenden;

b) schließt jeder Vertragsstaat alle schweren Verbrechen im Sinne des Artikels 2
und die in Übereinstimmung mit den Artikeln 5, 8 und 23 umschriebenen Straftaten in die
Kategorie der Haupttaten ein. Vertragsstaaten, deren Rechtsvorschriften eine Liste spezifi-
scher Haupttaten enthalten, nehmen in die Liste zumindest einen umfassenden Katalog von
Straftaten auf, die mit organisierten kriminellen Gruppen zusammenhängen;

c) Für die Zwecke des Buchstabens b schließen Haupttaten Straftaten ein, die so-
wohl innerhalb als auch außerhalb der Gerichtsbarkeit des betreffenden Vertragsstaats be-
gangen werden. Außerhalb der Gerichtsbarkeit eines Vertragsstaats begangene Straftaten
stellen jedoch nur dann Haupttaten dar, wenn die betreffende Handlung eine Straftat nach
dem innerstaatlichen Recht des Staates ist, in dem sie begangen wurde, und wenn sie eine
Straftat nach dem innerstaatlichen Recht des Vertragsstaats gewesen wäre, der diesen Arti-
kel umsetzt oder anwendet, wenn sie dort begangen worden wäre;

d) Jeder Vertragsstaat übermittelt dem Generalsekretär der Vereinten Nationen Ab-
schriften oder Beschreibungen der Gesetze zur Durchführung dieses Artikels sowie jeder
späteren Änderung dieser Gesetze;

e) Wenn die wesentlichen Grundsätze des innerstaatlichen Rechts eines Vertrags-
staats dies verlangen, kann bestimmt werden, dass die in Absatz 1 aufgeführten Straftaten
nicht auf die Personen anwendbar sind, die die Haupttat begangen haben;

f) Auf Kenntnis, Vorsatz oder Zweck als Merkmal für eine in Absatz 1 genannte
Straftat kann aus den objektiven tatsächlichen Umständen geschlossen werden.

Artikel 7
Maßnahmen zur Bekämpfung der Geldwäsche

1. Jeder Vertragsstaat

a) schafft ein umfassendes innerstaatliches Regulierungs- und Aufsichtssystem für
Banken und für Finanzinstitutionen des Nichtbankensektors sowie nach Bedarf und im Rah-
men seiner Zuständigkeit für andere besonders geldwäschegefährdete Einrichtungen, um
alle Formen der Geldwäsche zu verhindern und aufzudecken, wobei in diesem System
besonderes Gewicht auf die Erfordernisse der Identifizierung der Kunden, der Führung der
Unterlagen und der Meldung verdächtiger Transaktionen gelegt wird;

b) stellt unbeschadet der Artikel 18 und 27 sicher, dass die mit der Bekämpfung
der Geldwäsche befassten Verwaltungs-, Regulierungs-, Strafverfolgungs- und sonstigen
Behörden (einschließlich, wenn im innerstaatlichen Recht vorgesehen, der Gerichte) in der
Lage sind, unter den in seinem innerstaatlichen Recht festgelegten Bedingungen auf natio-
naler und internationaler Ebene zusammenzuarbeiten und Informationen auszutauschen,
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und ziehen zu diesem Zweck die Schaffung eines finanziellen Nachrichtendienstes in Erwä-
gung, der als nationales Zentrum für die Sammlung, Analyse und Verbreitung von Informa-
tionen über mögliche Geldwäschetätigkeiten dient.

2. Die Vertragsstaaten prüfen die Ergreifung durchführbarer Maßnahmen zur Auf-
deckung und Überwachung grenzüberschreitender Bewegungen von Bargeld und in Be-
tracht kommenden begebbaren Wertpapieren, vorbehaltlich entsprechender Sicherheitsvor-
kehrungen, durch die die ordnungsgemäße Verwendung der Informationen sichergestellt
wird, und ohne jede Behinderung rechtmäßiger Kapitalbewegungen. Diese Maßnahmen
können auch eine Verpflichtung für Einzelpersonen und Unternehmen vorsehen, grenzüber-
schreitende Transfers erheblicher Mengen von Bargeld und in Betracht kommenden begeb-
baren Wertpapieren zu melden.

3. Die Vertragsstaaten werden aufgefordert, sich bei der Schaffung eines inner-
staatlichen Regulierungs- und Aufsichtssystems nach diesem Artikel und unbeschadet aller
anderen Artikel dieses Übereinkommens von den diesbezüglichen Initiativen der regiona-
len, interregionalen und multilateralen Organisationen gegen die Geldwäsche leiten zu las-
sen.

4. Die Vertragsstaaten bemühen sich, die globale, regionale, subregionale und bila-
terale Zusammenarbeit zwischen Gerichten, Strafverfolgungs- und Finanzaufsichtsbehörden
auszubauen und zu fördern mit dem Ziel, die Geldwäsche zu bekämpfen.

Artikel 8
Kriminalisierung der Korruption

1. Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen gesetzgeberischen und anderen Maß-
nahmen, um folgende Handlungen, wenn vorsätzlich begangen, als Straftaten zu umschrei-
ben:

a) das unmittelbare oder über Mittelspersonen erfolgende Versprechen, Anbieten
oder Gewähren eines ungerechtfertigten Vorteils für einen Amtsträger, sei es für ihn selbst
oder für eine andere Person oder Stelle, damit der Amtsträger bei der Ausübung seiner
Dienstpflichten eine Handlung vornimmt oder unterlässt;

b) die unmittelbar oder über Mittelspersonen erfolgende Forderung oder Annahme
eines ungerechtfertigten Vorteils für einen Amtsträger, sei es für ihn selbst oder für eine an-
dere Person oder Stelle, damit der Amtsträger bei der Ausübung seiner Dienstpflichten eine
Handlung vornimmt oder unterlässt.

2. Jeder Vertragsstaat zieht in Erwägung, die erforderlichen gesetzgeberischen und
anderen Maßnahmen zu treffen, um die in Absatz 1 genannten Handlungen als Straftaten zu
umschreiben, wenn daran ein ausländischer Amtsträger oder ein internationaler Beamter
mitgewirkt hat. Desgleichen erwägt jeder Vertragsstaat, andere Formen der Korruption als
Straftaten zu umschreiben.

3. Jeder Vertragsstaat trifft außerdem die erforderlichen Maßnahmen, um die
Beteiligung als Mittäter oder Gehilfe an einer in Übereinstimmung mit diesem Arti-
kel umschriebenen Straftat als Straftat zu umschreiben.

4. Für die Zwecke des Absatzes 1 und des Artikels 9 bezeichnet der Ausdruck
"Amtsträger" einen Amtsträger oder eine Person, die eine öffentliche Dienstleistung im
Sinne des innerstaatlichen Rechts und nach der Anwendung des Begriffs im Strafrecht des
Staates, in dem die betreffende Person diese Aufgabe wahrnimmt, erbringt.
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Artikel 9
Maßnahmen gegen die Korruption

1. Zusätzlich zu den in Artikel 8 genannten Maßnahmen trifft jeder Vertragsstaat,
soweit dies angemessen und mit seiner Rechtsordnung vereinbar ist, Gesetzgebungs-, Ver-
waltungs- oder sonstige wirksame Maßnahmen, um die Integrität von Amtsträgern zu för-
dern und ihre Korruption zu verhindern, aufzudecken und zu bestrafen.

2. Jeder Vertragsstaat trifft Maßnahmen, um ein wirksames Tätigwerden seiner
Behörden zur Verhinderung, Aufdeckung und Bestrafung der Korruption von Amtsträgern
sicherzustellen, indem er diese Behörden unter anderem mit ausreichender Unabhängigkeit
ausstattet, um eine unzulässige Einflussnahme auf ihr Handeln zu verhindern.

Artikel 10
Verantwortlichkeit juristischer Personen

1. Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit seinen Rechtsgrundsätzen die
erforderlichen Maßnahmen, um die Verantwortlichkeit juristischer Personen für die Teil-
nahme an schweren Verbrechen, an denen eine organisierte kriminelle Gruppe mitwirkt, so-
wie für die in Übereinstimmung mit den Artikeln 5, 6, 8 und 23 umschriebenen Straftaten
zu begründen.

2. Vorbehaltlich der Rechtsgrundsätze des Vertragsstaats kann die Verantwortlich-
keit juristischer Personen strafrechtlicher, zivilrechtlicher oder verwaltungsrechtlicher Art
sein.

3. Diese Verantwortlichkeit tritt unbeschadet der strafrechtlichen Verantwortung
der natürlichen Personen, die die Straftaten begangen haben, ein.

4. Jeder Vertragsstaat stellt insbesondere sicher, dass juristische Personen, die nach
diesem Artikel zur Verantwortung gezogen werden, wirksamen, angemessenen und ab-
schreckenden strafrechtlichen und nichtstrafrechtlichen Sanktionen, einschließlich Geld-
sanktionen, unterliegen.

Artikel 11
Verfolgung, Aburteilung und Sanktionen

1. Jeder Vertragsstaat bedroht die Begehung einer in Übereinstimmung mit den
Artikeln 5, 6, 8 und 23 umschriebenen Straftat mit Sanktionen, die der Schwere der Straftat
Rechnung tragen.

2. Jeder Vertragsstaat ist bestrebt, sicherzustellen, dass eine nach seinem inner-
staatlichen Recht bestehende Ermessensfreiheit hinsichtlich der Strafverfolgung von
Personen wegen Straftaten nach diesem Übereinkommen so ausgeübt wird, dass die
Maßnahmen der Strafrechtspflege in Bezug auf diese Straftaten größtmögliche Wirksamkeit
erlangen, wobei der Notwendigkeit der Abschreckung von diesen Straftaten gebührend
Rechnung zu tragen ist.

3. Im Falle der in Übereinstimmung mit den Artikeln 5, 6, 8 und 23 umschriebe-
nen Straftaten trifft jeder Vertragsstaat geeignete Maßnahmen im Einklang mit seinem
innerstaatlichen Recht und unter gebührender Berücksichtigung der Rechte der Verteidi-
gung, um möglichst sicherzustellen, dass die Auflagen, die im Zusammenhang mit Ent-
scheidungen über die Haftentlassung während eines laufenden Straf- oder Rechtsmittelver-
fahrens verhängt werden, die Notwendigkeit berücksichtigen, die Anwesenheit des Ange-
klagten bei späteren Strafverfahren sicherzustellen.
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4. Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass seine Gerichte oder anderen entsprechend
zuständigen Behörden die Schwere der Straftaten nach diesem Übereinkommen berück-
sichtigen, wenn sie die Möglichkeit der vorzeitigen oder bedingten Entlassung von Perso-
nen, die wegen solcher Straftaten verurteilt sind, in Erwägung ziehen.

5. Jeder Vertragsstaat bestimmt, wenn er dies für angemessen hält, in seinem
innerstaatlichen Recht eine lange Verjährungsfrist für die Einleitung von Verfahren wegen
einer Straftat nach diesem Übereinkommen und eine noch längere Frist für den Fall, dass
der Verdächtige sich der Rechtspflege entzogen hat.

6. Dieses Übereinkommen berührt nicht den Grundsatz, dass die Beschreibung der
nach diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten und der anwendbaren Gründe, wel-
che eine Strafbarkeit ausschließen, oder der sonstigen die Rechtmäßigkeit einer Handlung
bestimmenden Rechtsgrundsätze dem innerstaatlichen Recht eines Vertragsstaats vorbehal-
ten ist und dass solche Straftaten nach diesem Recht verfolgt und bestraft werden.

Artikel 12
Einziehung und Beschlagnahme

1. Die Vertragsstaaten treffen die gegebenenfalls notwendigen Maßnahmen, soweit
dies nach ihrer innerstaatlichen Rechtsordnung möglich ist, um die Einziehung

a) der aus Straftaten nach diesem Übereinkommen stammenden Erträge oder von
Vermögensgegenständen, deren Wert demjenigen solcher Erträge entspricht,

b) von Vermögensgegenständen, Gerät oder anderen Tatwerkzeugen, die zur Bege-
hung von Straftaten nach diesem Übereinkommen verwendet wurden oder bestimmt waren,

zu ermöglichen.

2. Die Vertragsstaaten treffen die gegebenenfalls notwendigen Maßnahmen, um
die Ermittlung, Einfrierung oder Beschlagnahme der in Absatz 1 genannten Gegenstände zu
ermöglichen, damit sie gegebenenfalls eingezogen werden können.

3. Sind Erträge aus Straftaten zum Teil oder ganz in andere Vermögensgegen-
stände umgeformt oder umgewandelt worden, so unterliegen anstelle der Erträge diese
Vermögensgegenstände den in diesem Artikel genannten Maßnahmen.

4. Sind Erträge aus Straftaten mit aus rechtmäßigen Quellen erworbenen Vermö-
gensgegenständen vermischt worden, so können diese Vermögensgegenstände unbeschadet
der Befugnisse in Bezug auf Beschlagnahme oder Einfrieren bis zur Höhe des Schätzwerts
der Erträge, die vermischt worden sind, eingezogen werden.

5. Einkommen oder andere Gewinne, die aus Erträgen aus Straftaten, aus Vermö-
gensgegenständen, in welche Erträge aus Straftaten umgeformt oder umgewandelt worden
sind, oder aus Vermögensgegenständen, mit denen Erträge aus Straftaten vermischt worden
sind, stammen, können den in diesem Artikel genannten Maßnahmen in der gleichen Weise
und im gleichen Umfang wie die Erträge aus Straftaten unterworfen werden.

6. Für die Zwecke dieses Artikels und des Artikels 13 erteilt jeder Vertragsstaat
seinen Gerichten oder anderen zuständigen Behörden die Befugnis, anzuordnen, dass
Bank-, Finanz- oder Geschäftsunterlagen zur Verfügung gestellt oder beschlagnahmt
werden. Die Vertragsstaaten dürfen es nicht unter Berufung auf das Bankgeheimnis
ablehnen, diesen Bestimmungen Geltung zu verschaffen.

7. Die Vertragsstaaten können die Möglichkeit in Erwägung ziehen, zu verlangen,
dass ein Täter den rechtmäßigen Ursprung mutmaßlicher Erträge aus Straftaten oder anderer
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einziehbarer Vermögensgegenstände nachweist, soweit eine solche Maßnahme mit den
Grundsätzen seines innerstaatlichen Rechts und der Art der Gerichts- und anderen Verfah-
ren vereinbar ist.

8. Dieser Artikel darf nicht so ausgelegt werden, als stehe er den Rechten gutgläu-
biger Dritter entgegen.

9. Dieser Artikel lässt den Grundsatz unberührt, dass die darin bezeichneten Maß-
nahmen in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht eines Vertragsstaats und vor-
behaltlich dieses Rechts festgelegt und durchgeführt werden.

Artikel 13
Internationale Zusammenarbeit zum Zwecke der Einziehung

1. Ein Vertragsstaat, der von einem anderen Vertragsstaat, der über eine Straftat
nach diesem Übereinkommen Gerichtsbarkeit hat, ein Ersuchen um Einziehung der in Arti-
kel 12 Absatz 1 genannten Erträge aus Straftaten, Vermögensgegenstände, Geräte, Tatwerk-
zeuge oder anderen Sachen erhalten hat, die sich in seinem Hoheitsgebiet befinden, wird

a) das Ersuchen an seine zuständigen Behörden weiterleiten, um eine Einziehungs-
entscheidung zu erwirken, und diese Entscheidung, falls sie erlassen wird, ausführen oder

b) eine von einem Gericht im Hoheitsgebiet des ersuchenden Vertragsstaats nach
Artikel 12 Absatz 1 erlassene Einziehungsentscheidung an seine zuständigen Behörden
weiterleiten, damit diese Entscheidung im Rahmen des Ersuchens ausgeführt wird, soweit
sie sich auf die in Artikel 12 Absatz 1 genannten Erträge aus Straftaten, Vermögens-
gegenstände, Geräte, Tatwerkzeuge oder anderen Sachen bezieht, die sich im Hoheitsgebiet
des ersuchten Vertragsstaats befinden.

2. Auf Grund eines Ersuchens, das von einem anderen Vertragsstaat gestellt wird,
der über eine Straftat nach diesem Übereinkommen Gerichtsbarkeit hat, trifft der ersuchte
Vertragsstaat Maßnahmen, um die in Artikel 12 Absatz 1 genannten Erträge aus Straftaten,
Vermögensgegenstände, Geräte, Tatwerkzeuge oder anderen Sachen zu ermitteln, einzufrie-
ren oder zu beschlagnahmen, damit sie entweder auf Grund einer Entscheidung des ersu-
chenden Vertragsstaats oder, im Falle eines nach Absatz 1 gestellten Ersuchens, auf Grund
einer Entscheidung des ersuchten Vertragsstaats gegebenenfalls eingezogen werden können.

3. Artikel 18 wird sinngemäß angewendet. Neben den in Artikel 18 Absatz 15 auf-
geführten Angaben enthalten die nach diesem Artikel gestellten Ersuchen Folgendes:

a) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 1 Buchstabe a eine Beschreibung der
einzuziehenden Vermögensgegenstände und eine Sachverhaltsdarstellung des ersuchenden
Vertragsstaats, die ausreicht, um es dem ersuchten Vertragsstaat zu ermöglichen, nach sei-
nem innerstaatlichen Recht um eine Entscheidung nachzusuchen;

b) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 1 Buchstabe b eine rechtlich verwertbare
Abschrift einer von dem ersuchenden Vertragsstaat erlassenen Einziehungsentscheidung,
auf die sich das Ersuchen stützt, eine Sachverhaltsdarstellung und Angaben über den Um-
fang, in dem um die Vollstreckung der Entscheidung ersucht wird;

c) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 2 eine Sachverhaltsdarstellung des ersu-
chenden Vertragsstaats und eine Beschreibung der Maßnahmen, um die ersucht wird.

4. Die in Absatz 1 und 2 vorgesehenen Entscheidungen oder Maßnahmen werden
von dem ersuchten Vertragsstaat nach Maßgabe und vorbehaltlich seines innerstaatlichen
Rechts und seiner Verfahrensregeln oder der zwei- oder mehrseitigen Verträge, Abkommen
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oder sonstigen Vereinbarungen getroffen, an die er gegebenenfalls in Bezug auf den ersu-
chenden Vertragsstaat gebunden ist.

5. Jeder Vertragsstaat übermittelt dem Generalsekretär der Vereinten Nationen Ab-
schriften oder Beschreibungen seiner Gesetze und sonstigen Vorschriften zur Durchführung
dieses Artikels sowie jeder späteren Änderung dieser Gesetze und sonstigen Vorschriften.

6. Macht ein Vertragsstaat die in den Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen
vom Bestehen eines einschlägigen Vertrags abhängig, so sieht er dieses Übereinkommen als
notwendige und ausreichende Vertragsgrundlage an.

7. Ein Vertragsstaat kann die Zusammenarbeit nach diesem Artikel verweigern,
wenn die Straftat, auf die sich das Ersuchen bezieht, nicht in den Geltungsbereich dieses
Übereinkommens fällt.

8. Dieser Artikel darf nicht so ausgelegt werden, als stehe er den Rechten gutgläu-
biger Dritter entgegen.

9. Die Vertragsstaaten erwägen, zwei- oder mehrseitige Verträge, Abkommen oder
sonstige Vereinbarungen zu schließen, um die Wirksamkeit der internationalen Zusammen-
arbeit auf Grund dieses Artikels zu erhöhen.

Artikel 14
Verfügung über eingezogene Erträge aus Straftaten oder Vermögensgegenstände

1. Ein Vertragsstaat, der Erträge aus Straftaten oder Vermögensgegenstände auf
Grund des Artikels 12 oder des Artikels 13 Absatz 1 eingezogen hat, verfügt über diese
nach seinem innerstaatlichen Recht und seinen Verwaltungsverfahren.

2. Werden die Vertragsstaaten auf Ersuchen eines anderen Vertragsstaats nach Ar-
tikel 13 tätig, so können sie, soweit dies nach ihrem innerstaatlichen Recht zulässig ist und
darum ersucht wurde, vorrangig in Erwägung ziehen, die eingezogenen Erträge aus Straf-
taten oder Vermögensgegenstände dem ersuchenden Vertragsstaat zurückzugeben, damit
dieser die Opfer der Straftat entschädigen oder diese Erträge oder Vermögensgegenstände
den rechtmäßigen Eigentümern zurückgeben kann.

3. Wird ein Vertragsstaat auf Ersuchen eines anderen Vertragsstaats nach den Arti-
keln 12 und 13 tätig, so kann er insbesondere in Erwägung ziehen, Abkommen oder son-
stige Vereinbarungen über Folgendes zu schließen:

a) die Übertragung des Wertes solcher Erträge aus Straftaten oder Vermögens-
gegenstände oder der aus dem Verkauf solcher Erträge oder Vermögensgegenstände stam-
menden Geldmittel oder eines Teiles davon auf das in Übereinstimmung mit Artikel 30 Ab-
satz 2 Buchstabe c eingerichtete Konto und auf zwischenstaatliche Organisationen, die sich
besonders mit dem Kampf gegen die organisierte Kriminalität befassen;

b) die regelmäßige oder von Fall zu Fall beschlossene Aufteilung solcher Erträge
aus Straftaten oder Vermögensgegenstände oder der aus dem Verkauf solcher Erträge oder
Vermögensgegenstände stammenden Geldmittel mit anderen Vertragsstaaten in Überein-
stimmung mit seinem innerstaatlichen Recht oder seinen Verwaltungsverfahren.

Artikel 15
Gerichtsbarkeit

1. Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit
über die in Übereinstimmung mit den Artikeln 5, 6, 8 und 23 umschriebenen Straftaten zu
begründen,
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a) wenn die Straftat im Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaats begangen worden ist
oder

b) wenn die Straftat an Bord eines Schiffes, das zur Tatzeit die Flagge dieses Ver-
tragsstaats führt, oder eines Luftfahrzeugs, das zur Tatzeit nach dem Recht dieses Vertrags-
staats eingetragen ist, begangen worden ist.

2. Vorbehaltlich des Artikels 4 kann ein Vertragsstaat seine Gerichtsbarkeit über
solche Straftaten auch begründen,

a) wenn die Straftat gegen einen Angehörigen dieses Vertragsstaats begangen wor-
den ist;

b) wenn die Straftat von einem Angehörigen dieses Vertragsstaats oder von einem
Staatenlosen, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt in diesem Staat hat, begangen worden ist
oder

c) wenn die Straftat

 i) zu den in Übereinstimmung mit Artikel 5 Absatz 1 umschriebenen Straftaten
gehört und außerhalb seines Hoheitsgebiets in der Absicht begangen wird, ein
schweres Verbrechen innerhalb seines Hoheitsgebiets zu begehen;

ii) zu den in Übereinstimmung mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii um-
schriebenen Straftaten gehört und außerhalb seines Hoheitsgebiets in der Absicht
begangen wird, eine in Übereinstimmung mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a Ziffern i
oder ii oder Buchstabe b Ziffer i umschriebene Straftat innerhalb seines Hoheitsgebiets
zu begehen.

3. Für die Zwecke des Artikels 16 Absatz 10 trifft jeder Vertragsstaat die notwen-
digen Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit über die Straftaten nach diesem Übereinkom-
men zu begründen, wenn der Verdächtige sich in seinem Hoheitsgebiet befindet und er ihn
mit der alleinigen Begründung nicht ausliefert, dass er einer seiner Staatsangehörigen ist.

4. Jeder Vertragsstaat kann außerdem die notwendigen Maßnahmen treffen, um
seine Gerichtsbarkeit über die Straftaten nach diesem Übereinkommen zu begründen, wenn
der Verdächtige sich in seinem Hoheitsgebiet befindet und er ihn nicht ausliefert.

5. Ist dem Vertragsstaat, der seine Gerichtsbarkeit nach Absatz 1 oder 2 ausübt,
mitgeteilt worden oder hat er auf andere Weise Kenntnis davon erhalten, dass einer oder
mehrere andere Vertragsstaaten in Bezug auf dasselbe Verhalten Ermittlungen, Strafverfol-
gungen oder ein Gerichtsverfahren durchführen, setzen sich die zuständigen Behörden die-
ser Vertragsstaaten gegebenenfalls miteinander ins Benehmen, um ihre Maßnahmen abzu-
stimmen.

6. Unbeschadet der Regeln des allgemeinen Völkerrechts schließt dieses Überein-
kommen die Ausübung einer Strafgerichtsbarkeit, die von einem Vertragsstaat nach inner-
staatlichem Recht begründet ist, nicht aus.

Artikel 16
Auslieferung

1. Dieser Artikel findet Anwendung auf die Straftaten nach diesem Übereinkom-
men oder in Fällen, in denen eine organisierte kriminelle Gruppe an einer in Artikel 3 Ab-
satz 1 Buchstabe a oder b genannten Straftat mitwirkt und die Person, die Gegenstand des
Auslieferungsersuchens ist, sich in dem ersuchten Vertragsstaat befindet, sofern die Straftat,
derentwegen um Auslieferung ersucht wird, sowohl nach dem innerstaatlichen Recht des er-
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suchenden Vertragsstaats als auch nach dem innerstaatlichen Recht des ersuchten Vertrags-
staats strafbar ist.

2. Betrifft das Auslieferungsersuchen mehrere gesonderte schwere Verbrechen,
von denen einige aber nicht unter diesen Artikel fallen, so kann der ersuchte Vertragsstaat
diesen Artikel auch auf letztere Straftaten anwenden.

3. Jede Straftat, auf die dieser Artikel Anwendung findet, gilt als in jeden zwi-
schen Vertragsstaaten bestehenden Auslieferungsvertrag einbezogene, der Auslieferung
unterliegende Straftat. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, diese Straftaten als der Auslie-
ferung unterliegende Straftaten in jeden künftig zwischen ihnen zu schließenden
Auslieferungsvertrag aufzunehmen.

4. Erhält ein Vertragsstaat, der die Auslieferung vom Bestehen eines Vertrags
abhängig macht, ein Auslieferungsersuchen von einem anderen Vertragsstaat, mit dem er
keinen Auslieferungsvertrag hat, so kann er dieses Übereinkommen als Rechtsgrundlage für
die Auslieferung in Bezug auf jede Straftat ansehen, auf die dieser Artikel Anwendung fin-
det.

5. Vertragsstaaten, welche die Auslieferung vom Bestehen eines Vertrags abhängig
machen,

a) setzen zum Zeitpunkt der Hinterlegung ihrer Ratifikations-, Annahme-, Geneh-
migungs- oder Beitrittsurkunde zu diesem Übereinkommen den Generalsekretär der Verein-
ten Nationen davon in Kenntnis, ob sie dieses Übereinkommen als Rechtsgrundlage für die
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Auslieferung mit anderen Vertragsstaaten dieses Über-
einkommens annehmen und,

b) falls sie dieses Übereinkommen nicht als Rechtsgrundlage für die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der Auslieferung annehmen, bemühen sich darum, gegebenenfalls
Auslieferungsverträge mit anderen Vertragsstaaten dieses Übereinkommens zu schließen,
um diesen Artikel umzusetzen.

6. Vertragsstaaten, welche die Auslieferung nicht vom Bestehen eines Vertrags ab-
hängig machen, erkennen unter sich die Straftaten, auf die dieser Artikel Anwendung findet,
als der Auslieferung unterliegende Straftaten an.

7. Die Auslieferung unterliegt den im innerstaatlichen Recht des ersuchten Ver-
tragsstaats oder in den geltenden Auslieferungsverträgen vorgesehenen Bedingungen, unter
anderem auch den Bedingungen betreffend die für die Auslieferung erforderliche Mindest-
höhe der angedrohten Strafe und die Gründe, aus denen der ersuchte Vertragsstaat die
Auslieferung ablehnen kann.

8. Die Vertragsstaaten bemühen sich, vorbehaltlich ihres innerstaatlichen Rechts,
für Straftaten, auf die dieser Artikel Anwendung findet, die Auslieferungsverfahren zu be-
schleunigen und die diesbezüglichen Beweiserfordernisse zu vereinfachen.

9. Vorbehaltlich seines innerstaatlichen Rechts und seiner Auslieferungsverträge
kann der ersuchte Vertragsstaat, wenn er festgestellt hat, dass die Umstände es rechtfertigen
und Eile geboten ist, auf Verlangen des ersuchenden Vertragsstaats eine Person, um deren
Auslieferung ersucht wird und die sich in seinem Hoheitsgebiet befindet, in Haft nehmen
oder andere geeignete Maßnahmen treffen, um ihre Anwesenheit bei dem Auslieferungs-
verfahren sicherzustellen.

10. Ein Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet ein Verdächtiger aufgefunden wird,
ist, wenn er ihn wegen einer Straftat, auf die dieser Artikel Anwendung findet, mit der allei-
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nigen Begründung nicht ausliefert, dass er einer seiner Staatsangehörigen ist, verpflichtet,
den Fall ohne ungebührliche Verzögerung seinen zuständigen Behörden zum Zweck der
Strafverfolgung zu unterbreiten. Diese Behörden treffen ihre Entscheidung und führen ihr
Verfahren in derselben Weise wie im Fall jeder anderen Straftat von erheblicher Bedeutung
nach dem innerstaatlichen Recht des Vertragsstaats. Die betreffenden Vertragsstaaten arbei-
ten miteinander zusammen, insbesondere in das Verfahren und die Beweiserhebung betref-
fenden Fragen, um die Effizienz einer solchen Strafverfolgung zu gewährleisten.

11. Darf ein Vertragsstaat nach seinem innerstaatlichen Recht eigene Staatsangehö-
rige nur unter dem Vorbehalt ausliefern oder überstellen, dass der Betreffende an diesen
Staat zurücküberstellt wird, um dort die Strafe zu verbüßen, die als Ergebnis des Gerichts-
oder anderen Verfahrens verhängt wird, dessentwegen um seine Auslieferung oder Überstel-
lung ersucht wurde, und sind dieser Staat und der um Auslieferung ersuchende Staat mit
dieser Vorgehensweise und etwaigen anderen Bedingungen, die sie für zweckmäßig erach-
ten, einverstanden, so gilt die in Absatz 10 genannte Verpflichtung mit dieser bedingten
Auslieferung oder Überstellung als erfüllt.

12. Wird die Auslieferung, um die zur Vollstreckung einer Strafe ersucht wird, mit
der Begründung abgelehnt, dass der Verfolgte Staatsangehöriger des ersuchten Vertrags-
staats ist, so erwägt dieser, sofern sein innerstaatliches Recht dies zulässt und im Einklang
mit diesem, auf Verlangen des ersuchenden Staates die nach dem innerstaatlichen Recht des
ersuchenden Staates verhängte Strafe oder Reststrafe selbst zu vollstrecken.

13. Einer Person, gegen die ein Verfahren im Zusammenhang mit einer Straftat, auf
die dieser Artikel Anwendung findet, eingeleitet wird, ist in allen Phasen des Verfahrens
eine gerechte Behandlung zu gewährleisten, die den Genuss aller Rechte und Garantien im
Einklang mit dem innerstaatlichen Recht des Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet sie sich
befindet, einschließt.

14. Dieses Übereinkommen ist nicht so auszulegen, als begründe es eine Verpflich-
tung zur Auslieferung, wenn der ersuchte Vertragsstaat ernstliche Gründe zu der Annahme
hat, dass das Ersuchen gestellt worden ist, um eine Person wegen ihres Geschlechts, ihrer
Rasse, ihrer Religion, ihrer Staatsangehörigkeit, ihrer ethnischen Herkunft oder ihrer politi-
schen Anschauungen zu verfolgen oder zu bestrafen, oder dass die Lage dieser Person aus
einem dieser Gründe erschwert werden könnte, wenn dem Ersuchen stattgegeben würde.

15. Die Vertragsstaaten können ein Auslieferungsersuchen nicht mit der alleinigen
Begründung ablehnen, dass die Straftat als eine Tat angesehen wird, die auch fiskalische
Angelegenheiten berührt.

16. Bevor der ersuchte Vertragsstaat die Auslieferung verweigert, setzt er sich gege-
benenfalls mit dem ersuchenden Vertragsstaat ins Benehmen, um ihm reichlich Gelegenheit
zu verschaffen, seine Auffassungen darzulegen und Informationen bereitzustellen, die im
Hinblick auf seine Anschuldigungen von Belang sind.

17. Die Vertragsstaaten sind bestrebt, zwei- oder mehrseitige Abkommen oder son-
stige Vereinbarungen zu schließen, um die Auslieferung zu ermöglichen oder ihre Wirksam-
keit zu erhöhen.

Artikel 17
Überstellung von Verurteilten

Die Vertragsstaaten können erwägen, zwei- oder mehrseitige Abkommen oder son-
stige Vereinbarungen zu schließen, auf Grund deren Personen, die wegen Straftaten nach
diesem Übereinkommen zu einer Freiheitsstrafe oder sonstigen Formen des Freiheitsent-
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zugs verurteilt worden sind, in ihr Hoheitsgebiet überstellt werden, um dort ihre Reststrafe
verbüßen zu können.

Artikel 18
Rechtshilfe

1. Die Vertragsstaaten leisten einander soweit wie möglich Rechtshilfe bei Ermitt-
lungen, Strafverfolgungen und Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit den Straftaten
nach diesem Übereinkommen, wie in Artikel 3 vorgesehen, und leisten einander gegenseitig
eine vergleichbare Hilfe, wenn der ersuchende Vertragsstaat hinreichenden Grund zu der
Annahme hat, dass die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a oder b genannte Straftat grenz-
überschreitender Art ist, so auch dass Opfer, Zeugen, Erträge, Tatwerkzeuge oder Beweise
solcher Straftaten sich in dem ersuchten Vertragsstaat befinden und dass an der Straftat eine
organisierte kriminelle Gruppe mitwirkt

2. Die weitestmögliche Rechtshilfe nach den einschlägigen Gesetzen, Verträgen,
Abkommen und sonstigen Vereinbarungen des ersuchten Vertragsstaats wird für Ermittlun-
gen, Strafverfolgungen und Gerichtsverfahren in Bezug auf die Straftaten geleistet, für die
eine juristische Person nach Artikel 10 in dem ersuchenden Vertragsstaat zur Verantwortung
gezogen werden kann.

3. Um die nach diesem Artikel zu leistende Rechtshilfe kann zu folgenden
Zwecken ersucht werden:

a) Abnahme von Zeugenaussagen oder anderen Erklärungen;

b) Zustellung gerichtlicher Schriftstücke;

c) Durchsuchung und Beschlagnahme sowie Einfrieren;

d) Untersuchung von Gegenständen und Inaugenscheinnahme von Örtlichkeiten;

e) Überlassung von Informationen, Beweismitteln und Sachverständigengutachten;

f) Überlassung von Originalen oder beglaubigten Abschriften einschlägiger
Schriftstücke und Akten, einschließlich Regierungs-, Bank-, Finanz-, Firmen- und Ge-
schäftsunterlagen;

g) Ermittlung oder Weiterverfolgung von Erträgen aus Straftaten, Vermögens-
gegenständen, Tatwerkzeugen oder anderen Sachen zu Beweiszwecken;

h) Erleichterung des freiwilligen Erscheinens von Personen im ersuchenden Ver-
tragsstaat;

i) jede andere Hilfe, die nicht im Widerspruch zu dem innerstaatlichen Recht des
ersuchten Vertragsstaats steht.

4. Unbeschadet des innerstaatlichen Rechts können die zuständigen Behörden ei-
nes Vertragsstaats einer zuständigen Behörde in einem anderen Vertragsstaat ohne vorheri-
ges Ersuchen Informationen im Zusammenhang mit Strafsachen übermitteln, wenn sie der
Auffassung sind, dass diese Informationen der Behörde dabei behilflich sein könnten, Er-
mittlungen und Strafverfahren durchzuführen oder erfolgreich abzuschließen, oder zu einem
von dem anderen Vertragsstaat gemäß diesem Übereinkommen gestellten Ersuchen führen
könnten.

5. Die Übermittlung dieser Informationen nach Absatz 4 erfolgt unbeschadet der
Ermittlungen und Strafverfahren in dem Staat, dessen zuständige Behörden die Informatio-
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nen bereitstellen. Die zuständigen Behörden, welche die Informationen erhalten, werden ein
Ersuchen, wonach die betreffenden Informationen selbst vorübergehend vertraulich bleiben
müssen, oder Einschränkungen des Gebrauchs dieser Informationen befolgen. Dies hindert
den Vertragsstaat, der die Informationen erhält, jedoch nicht daran, in seinen Verfahren In-
formationen offenzulegen, die einen Beschuldigten entlasten. In diesem Fall unterrichtet er,
bevor er diese Informationen offenlegt, den Vertragsstaat, der die Informationen übermittelt,
und konsultiert diesen auf Verlangen. Ist ausnahmsweise keine vorherige Unterrichtung
möglich, so setzt der die Informationen erhaltende Vertragsstaat den die Informationen
übermittelnden Vertragsstaat unverzüglich von der Offenlegung in Kenntnis.

6. Dieser Artikel berührt nicht die Verpflichtungen aus einem anderen zwei- oder
mehrseitigen Vertrag, der die Rechtshilfe ganz oder teilweise regelt oder regeln wird.

7. Die Absätze 9 bis 29 gelten für Ersuchen, die auf Grund dieses Artikels gestellt
werden, wenn die betreffenden Vertragsstaaten nicht durch einen Vertrag über Rechtshilfe
gebunden sind. Sind diese Vertragsstaaten durch einen solchen Vertrag gebunden, so gelten
die entsprechenden Bestimmungen des Vertrags, sofern die Vertragsstaaten nicht verein-
baren, stattdessen die Absätze 9 bis 29 anzuwenden. Den Vertragsstaaten wird dringend na-
he gelegt, diese Absätze anzuwenden, wenn sie die Zusammenarbeit erleichtern.

8. Die Vertragsstaaten dürfen die Rechtshilfe nach diesem Artikel nicht unter Be-
rufung auf das Bankgeheimnis verweigern.

9. Die Vertragsstaaten dürfen die Rechtshilfe nach diesem Artikel unter Berufung
auf das Fehlen beiderseitiger Strafbarkeit verweigern. Der ersuchte Vertragsstaat kann je-
doch, wenn er dies für zweckmäßig hält, Rechtshilfe leisten, soweit er dies nach seinem Er-
messen entscheidet, unabhängig davon, ob das Verhalten nach dem innerstaatlichen Recht
des ersuchten Vertragsstaats eine Straftat darstellen würde.

10. Eine Person, die im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats in Haft gehalten wird
oder eine Strafe verbüßt und um deren Anwesenheit in einem anderen Vertragsstaat zum
Zweck der Identifizierung, Vernehmung oder sonstigen Hilfeleistung zur Beschaffung von
Beweisen für Ermittlungen, Strafverfolgungen oder Gerichtsverfahren in Bezug auf Strafta-
ten nach diesem Übereinkommen ersucht wird, kann überstellt werden, wenn die folgenden
Voraussetzungen erfüllt sind:

a) die betreffende Person willigt nach vorheriger Aufklärung ein;

b) die zuständigen Behörden beider Vertragsstaaten stimmen vorbehaltlich der von
ihnen für zweckmäßig erachteten Bedingungen zu.

11. Für die Zwecke des Absatzes 10 gilt:

a) Der Vertragsstaat, an den die betreffende Person überstellt wird, ist befugt und
verpflichtet, die überstellte Person in Haft zu halten, sofern der Vertragsstaat, von dem sie
überstellt wurde, nicht anderes verlangt oder genehmigt;

b) der Vertragsstaat, an den die betreffende Person überstellt wird, erfüllt unver-
züglich seine Verpflichtung, die Person wieder in den Gewahrsam des Vertragsstaats, von
dem sie überstellt wurde, zu übergeben, entsprechend einer vorherigen oder sonstigen Ver-
einbarung der zuständigen Behörden beider Vertragsstaaten;

c) der Vertragsstaat, an den die betreffende Person überstellt wird, darf von dem
Vertragsstaat, von dem sie überstellt wurde, nicht verlangen, zur Rücküberstellung dieser
Person ein Auslieferungsverfahren einzuleiten;
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d) der überstellten Person wird die in dem Vertragsstaat, an den sie überstellt
wurde, verbrachte Haftzeit auf die Strafe angerechnet, die sie in dem Staat, von dem sie
überstellt wurde, zu verbüßen hat.

12. Sofern der Vertragsstaat, von dem eine Person in Übereinstimmung mit den Ab-
sätzen 10 und 11 überstellt wird, nicht zustimmt, darf diese Person, gleichviel welche
Staatsangehörigkeit sie hat, in dem Hoheitsgebiet des Staates, an den sie überstellt wird, we-
gen Handlungen, Unterlassungen oder Verurteilungen aus der Zeit vor ihrer Abreise aus
dem Hoheitsgebiet des Staates, von dem sie überstellt wurde, weder verfolgt noch in Haft
gehalten, bestraft oder einer sonstigen Beschränkung ihrer persönlichen Freiheit unterwor-
fen werden.

13. Jeder  Vertragsstaat bestimmt eine zentrale Behörde, die verantwortlich und be-
fugt ist, Rechtshilfeersuchen entgegenzunehmen und sie entweder zu erledigen oder den zu-
ständigen Behörden zur Erledigung zu übermitteln. Hat ein Vertragsstaat eine besondere Re-
gion oder ein besonderes Hoheitsgebiet mit einem unterschiedlichen Rechtshilfesystem, so
kann er eine gesonderte zentrale Behörde bestimmen, welche dieselbe Aufgabe für die Re-
gion oder das Hoheitsgebiet wahrnimmt. Die zentralen Behörden stellen die rasche und ord-
nungsgemäße Erledigung oder Übermittlung der eingegangenen Ersuchen sicher. Wenn die
zentrale Behörde das Ersuchen einer zuständigen Behörde zur Erledigung übermittelt, for-
dert sie diese zur raschen und ordnungsgemäßen Erledigung des Ersuchens auf. Die für die-
sen Zweck bestimmte zentrale Behörde wird von jedem Vertragsstaat bei der Hinterlegung
seiner Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde zu diesem Überein-
kommen dem Generalsekretär der Vereinten Nationen notifiziert. Die Rechtshilfeersuchen
und alle damit zusammenhängenden Mitteilungen werden den von den Vertragsstaaten be-
stimmten zentralen Behörden übermittelt. Diese Vorschrift lässt das Recht eines Vertrags-
staats unberührt, zu verlangen, dass solche Ersuchen und Mitteilungen auf diplomatischem
Weg und in dringenden Fällen, wenn die Vertragsstaaten dies vereinbaren, soweit es mög-
lich ist, über die Internationale Kriminalpolizeiliche Organisation an sie gerichtet werden.

14. Ersuchen werden schriftlich oder, wenn möglich, mit jedem Mittel, das ein
Schriftstück erzeugen kann, in einer für den ersuchten Vertragsstaat annehmbaren Sprache
gefertigt, unter Bedingungen, die diesem Vertragsstaat die Feststellung der Echtheit erlau-
ben. Die für jeden Vertragsstaat annehmbare Sprache oder annehmbaren Sprachen werden
von jedem Vertragsstaat bei der Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde zu diesem Übereinkommen dem Generalsekretär der Vereinten
Nationen notifiziert. In dringenden Fällen und wenn die Vertragsstaaten dies vereinbaren,
können Ersuchen mündlich gestellt werden; sie müssen jedoch umgehend schriftlich bestä-
tigt werden.

15. Ein Rechtshilfeersuchen enthält folgende Angaben:

a) die Bezeichnung der Behörde, von der das Ersuchen ausgeht;

b) Gegenstand und Art der Ermittlung, der Strafverfolgung oder des Gerichtsver-
fahrens, auf die sich das Ersuchen bezieht, sowie Namen und Aufgaben der Behörde, wel-
che die Ermittlung, die Strafverfolgung oder das Gerichtsverfahren durchführt;

c) eine zusammenfassende Sachverhaltsdarstellung, außer bei Ersuchen um Zustel-
lung gerichtlicher Schriftstücke;

d) eine Beschreibung der erbetenen Rechtshilfe und Einzelheiten über bestimmte
Verfahren, die auf Wunsch des ersuchenden Vertragsstaats angewendet werden sollen;

e) soweit möglich, Identität, Aufenthaltsort und Staatsangehörigkeit jeder betroffe-
nen Person;
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f) den Zweck, zu dem die Beweismittel, Informationen oder Maßnahmen erbeten
werden.

16. Der ersuchte Vertragsstaat kann ergänzende Angaben anfordern, wenn dies für
die Erledigung des Ersuchens nach seinem innerstaatlichen Recht notwendig erscheint oder
die Erledigung erleichtern kann.

17. Ein Ersuchen wird nach dem innerstaatlichen Recht des ersuchten Vertragsstaats
und, soweit dieses Recht dem nicht entgegensteht, nach Möglichkeit entsprechend den im
Ersuchen bezeichneten Verfahren erledigt.

18. Nach Möglichkeit und soweit mit den wesentlichen Grundsätzen des innerstaat-
lichen Rechts vereinbar, kann ein Vertragsstaat, wenn sich eine Person in seinem Hoheitsge-
biet befindet, die von den Justizbehörden eines anderen Vertragsstaats als Zeuge oder Sach-
verständiger vernommen werden muss, auf Ersuchen dieses anderen Vertragsstaats zulas-
sen, dass die Vernehmung über eine Videokonferenz stattfindet, wenn das persönliche Er-
scheinen des Betreffenden im Hoheitsgebiet des ersuchenden Vertragsstaats nicht möglich
oder nicht wünschenswert ist. Die Vertragsstaaten können vereinbaren, dass die Ver-
nehmung von einer Justizbehörde des ersuchenden Vertragsstaats in Gegenwart einer Justiz-
behörde des ersuchten Vertragsstaats vorgenommen wird.

19. Der ersuchende Vertragsstaat übermittelt oder verwendet von dem ersuchten
Vertragsstaat erhaltene Informationen oder Beweismittel nicht ohne dessen vorherige Zu-
stimmung für andere als in dem Ersuchen bezeichnete Ermittlungen, Strafverfolgungen oder
Gerichtsverfahren. Dieser Absatz hindert den ersuchenden Vertragsstaat nicht daran, in sei-
nen Verfahren Informationen oder Beweise offenzulegen, die einen Beschuldigten entlasten.
In diesem Fall unterrichtet der ersuchende Vertragsstaat, bevor er diese Informationen of-
fenlegt, den ersuchten Vertragsstaat und konsultiert diesen auf Verlangen. Ist ausnahms-
weise keine vorherige Unterrichtung möglich, so setzt der ersuchende Vertragsstaat den er-
suchten Vertragsstaat unverzüglich von der Offenlegung in Kenntnis.

20. Der ersuchende Vertragsstaat kann verlangen, dass der ersuchte Vertragsstaat
das Ersuchen und seinen Inhalt vertraulich behandelt, soweit die Erledigung des Ersuchens
nichts anderes gebietet. Kann der ersuchte Vertragsstaat der verlangten Vertraulichkeit nicht
entsprechen, so setzt er den ersuchenden Vertragsstaat umgehend davon in Kenntnis.

21. Die Rechtshilfe kann verweigert werden,

a) wenn das Ersuchen nicht in Übereinstimmung mit diesem Artikel gestellt wird;

b) wenn der ersuchte Vertragsstaat der Ansicht ist, dass die Erledigung des Ersu-
chens geeignet ist, seine Souveränität, seine Sicherheit, die öffentliche Ordnung (ordre pub-
lic) oder andere wesentliche Interessen zu beeinträchtigen;

c) wenn es den Behörden des ersuchten Vertragsstaats nach seinem innerstaatli-
chen Recht untersagt wäre, die Maßnahme, um die ersucht wurde, in Bezug auf eine
vergleichbare Straftat zu ergreifen, die Gegenstand von Ermittlungen, Strafverfolgungen
oder Gerichtsverfahren unter ihrer eigenen Gerichtsbarkeit wäre;

d) wenn das Rechtshilferecht des ersuchten Vertragsstaats es nicht zuließe, dem Er-
suchen stattzugeben.

22. Die Vertragsstaaten können ein Rechtshilfeersuchen nicht mit der alleinigen Be-
gründung ablehnen, dass die Straftat als eine Tat angesehen wird, die auch fiskalische Ange-
legenheiten berührt.
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23. Die Verweigerung der Rechtshilfe ist zu begründen.

24. Der ersuchte Vertragsstaat erledigt das Rechtshilfeersuchen so bald wie möglich
und berücksichtigt dabei so weit wie möglich die von dem ersuchenden Vertragsstaat vorge-
schlagenen Fristen, die vorzugsweise in dem Ersuchen begründet werden. Der ersuchte Ver-
tragsstaat beantwortet angemessene Nachfragen des ersuchenden Vertragsstaats nach dem
Stand der Bearbeitung des Ersuchens. Der ersuchende Vertragsstaat setzt den ersuchten Ver-
tragsstaat umgehend davon in Kenntnis, wenn die erbetene Rechtshilfe nicht mehr notwen-
dig ist.

25. Die Rechtshilfe kann von dem ersuchten Vertragsstaat mit der Begründung
aufgeschoben werden, dass sie laufende Ermittlungen, Strafverfolgungen oder Gerichtsver-
fahren beeinträchtigt.

26. Bevor der ersuchte Vertragsstaat ein Ersuchen nach Absatz 21 ablehnt oder
seine Erledigung nach Absatz 25 aufschiebt, konsultiert er den ersuchenden Vertragsstaat,
um festzustellen, ob die Rechtshilfe unter den von ihm als notwendig erachteten Bedin-
gungen noch geleistet werden kann. Akzeptiert der ersuchende Vertragsstaat die Rechtshilfe
unter diesen Bedingungen, so hat er sich an die Bedingungen zu halten.

27. Unbeschadet der Anwendung des Absatzes 12 darf ein Zeuge, ein Sachverstän-
diger oder ein anderer, der bereit ist, auf Ersuchen des ersuchenden Vertragsstaats im Ho-
heitsgebiet des ersuchenden Vertragsstaats in einem Verfahren auszusagen oder bei Ermitt-
lungen, Strafverfolgungen oder Gerichtsverfahren mitzuwirken, wegen Handlungen, Unter-
lassungen oder Verurteilungen aus der Zeit vor seiner Abreise aus dem Hoheitsgebiet des
ersuchten Vertragsstaats weder verfolgt noch in Haft gehalten, bestraft oder einer sonstigen
Beschränkung seiner persönlichen Freiheit unterworfen werden. Dieses freie Geleit endet,
wenn der Zeuge, der Sachverständige oder der andere während fünfzehn aufeinander fol-
gender Tage oder während einer anderen von den Vertragsstaaten vereinbarten Zeitspanne,
nachdem ihm amtlich mitgeteilt wurde, dass seine Anwesenheit von den Justizbehörden
nicht länger verlangt wird, die Möglichkeit gehabt hat, das Hoheitsgebiet des ersuchenden
Staates zu verlassen, und trotzdem freiwillig dort bleibt oder wenn er nach Verlassen dieses
Gebiets freiwillig dorthin zurückgekehrt ist.

28. Der ersuchte Vertragsstaat trägt die gewöhnlichen Kosten der Erledigung eines
Ersuchens, sofern die Vertragsstaaten nichts anderes vereinbaren. Sind oder werden bei der
Erledigung eines Ersuchens erhebliche oder außergewöhnliche Aufwendungen erforderlich,
so konsultieren die Vertragsstaaten einander, um festzustellen, unter welchen Bedingungen
das Ersuchen erledigt werden kann und auf welche Weise die Kosten getragen werden.

29. Der ersuchte Vertragsstaat

a) stellt Abschriften von amtlichen Unterlagen, Schriftstücken oder Informationen
zur Verfügung, die sich in seinem Besitz befinden und die nach seinem innerstaatlichen
Recht der allgemeinen Öffentlichkeit zugänglich sind;

b) kann dem ersuchenden Vertragsstaat nach seinem Ermessen Abschriften von
amtlichen Unterlagen, Schriftstücken oder Informationen, die sich in seinem Besitz befin-
den und die nach seinem innerstaatlichen Recht nicht der allgemeinen Öffentlichkeit zu-
gänglich sind, ganz, teilweise oder unter den von ihm als angemessen erachteten Bedingun-
gen zur Verfügung stellen.

30. Die Vertragsstaaten prüfen gegebenenfalls die Möglichkeit des Abschlusses
zwei- oder mehrseitiger Abkommen oder sonstiger Vereinbarungen, die den Zwecken dieses
Artikels dienen, ihn praktisch wirksam machen oder seine Bestimmungen verstärken.
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Artikel 19
Gemeinsame Ermittlungen

Die Vertragsstaaten prüfen den Abschluss zwei- oder mehrseitiger Abkommen oder
sonstiger Vereinbarungen, nach denen die zuständigen Behörden in Bezug auf Angelegen-
heiten, die Gegenstand von Ermittlungen, Strafverfolgungen oder Gerichtsverfahren in ei-
nem oder mehreren Staaten sind, gegebenenfalls gemeinsame Ermittlungsorgane errichten
können. In Ermangelung derartiger Abkommen oder Vereinbarungen können solche ge-
meinsamen Ermittlungen von Fall zu Fall vereinbart werden. Die beteiligten Vertragsstaaten
stellen sicher, dass die Souveränität des Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet diese Er-
mittlungen stattfinden sollen, uneingeschränkt geachtet wird.

Artikel 20
Besondere Ermittlungsmethoden

1. Sofern es die wesentlichen Grundsätze seiner innerstaatlichen Rechtsordnung
zulassen, ergreift jeder Vertragsstaat im Rahmen seiner Möglichkeiten und unter den in sei-
nem innerstaatlichen Recht vorgesehenen Bedingungen die notwendigen Maßnahmen, um
die angemessene Anwendung kontrollierter Lieferungen und, soweit er dies für zweck-
mäßig erachtet, anderer besonderer Ermittlungsmethoden, wie elektronische oder andere
Formen der Überwachung und verdeckte Einsätze durch die zuständigen Behörden in sei-
nem Hoheitsgebiet zum Zweck der wirksamen Bekämpfung der organisierten Kriminalität
zu ermöglichen.

2. Zum Zweck der Ermittlung in den Straftaten nach diesem Übereinkommen wird
den Vertragsstaaten nahe gelegt, falls erforderlich, geeignete zwei- oder mehrseitige Ab-
kommen oder sonstige Vereinbarungen für die Anwendung solcher besonderen Ermittlungs-
methoden im Rahmen der Zusammenarbeit auf internationaler Ebene zu schließen. Diese
Abkommen oder sonstigen Vereinbarungen werden in vollem Einklang mit dem Grundsatz
der souveränen Gleichheit der Staaten geschlossen und durchgeführt und streng nach den
Bestimmungen dieser Abkommen oder sonstigen Vereinbarungen ausgeführt.

3. In Ermangelung eines Abkommens oder einer sonstigen Vereinbarung nach Ab-
satz 2 werden Entscheidungen über die Anwendung solcher besonderen Ermittlungsmetho-
den auf internationaler Ebene von Fall zu Fall getroffen und können, falls erforderlich,
finanzielle Vereinbarungen und Absprachen im Hinblick auf die Ausübung der Gerichtsbar-
keit durch die betreffenden Vertragsstaaten in Betracht ziehen.

4. Entscheidungen über die Anwendung der kontrollierten Lieferung auf interna-
tionaler Ebene können mit Zustimmung der betreffenden Vertragsstaaten auch Methoden
umfassen, bei denen die Güter beispielsweise abgefangen und derart zur Weiterbeförderung
freigegeben werden, dass die Güter unangetastet bleiben, entfernt oder ganz oder teilweise
ersetzt werden.

Artikel 21
Übertragung von Verfahren zur Strafverfolgung

Die Vertragsstaaten prüfen die Möglichkeit, einander Verfahren zur Strafverfolgung
wegen einer Straftat nach diesem Übereinkommen in den Fällen zu übertragen, in denen die
Übertragung dem Interesse einer geordneten Rechtspflege dienlich erscheint, insbesondere
in Fällen, in denen mehrere Gerichtsbarkeiten beteiligt sind, mit dem Ziel, die Strafverfol-
gung zu konzentrieren.

Artikel 22
Feststellung von Vorstrafen

Jeder Vertragsstaat kann die erforderlichen gesetzgeberischen und anderen Maßnah-
men treffen, um unter den Bedingungen und zu den Zwecken, die er für angemessen erach-
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tet, frühere Verurteilungen eines Verdächtigen in einem anderen Staat zu dem Zweck zu be-
rücksichtigen, diese Informationen in Strafverfahren im Zusammenhang mit einer Straftat
nach diesem Übereinkommen zu verwenden.

Artikel 23
Kriminalisierung der Behinderung der Justiz

Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen gesetzgeberischen und anderen Maßnah-
men, um folgende Handlungen, wenn vorsätzlich begangen, als Straftaten zu umschreiben:

a) die Anwendung körperlicher Gewalt, Bedrohungen, Einschüchterung oder das
Versprechen, Anbieten oder Gewähren eines ungerechtfertigten Vorteils, um in einem Ver-
fahren im Zusammenhang mit der Begehung von Straftaten nach diesem Übereinkommen
eine Falschaussage herbeizuführen oder auf eine Aussage oder auf die Vorlage von Beweis-
material Einfluss zu nehmen;

b) die Anwendung körperlicher Gewalt, Bedrohungen oder Einschüchterung, um
im Zusammenhang mit der Begehung von Straftaten nach diesem Übereinkommen auf ei-
nen Justiz- oder Polizeibeamten bei der Ausübung seiner Dienstpflichten Einfluss zu neh-
men. Das Recht der Vertragsstaaten, Rechtsvorschriften zu haben, die andere Kategorien
von Amtsträgern schützen, bleibt von dieser Bestimmung unberührt.

Artikel 24
Zeugenschutz

1. Jeder Vertragsstaat trifft im Rahmen seiner Möglichkeiten geeignete Maßnah-
men, um Zeugen in Strafverfahren, die über Straftaten nach diesem Übereinkommen aussa-
gen, sowie gegebenenfalls ihren Verwandten und anderen ihnen nahe stehenden Personen
wirksamen Schutz vor möglicher Vergeltung oder Einschüchterung zu gewähren.

2. Die in Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen können unbeschadet der Rechte des
Angeklagten, einschließlich des Rechts auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, unter anderem
Folgendes umfassen:

a) Verfahren zum physischen Schutz der betreffenden Personen, beispielsweise,
soweit notwendig und durchführbar, ihre Umsiedlung und gegebenenfalls die Zulassung
dessen, dass Informationen betreffend die Identität und den Aufenthaltsort dieser Personen
nicht oder nur in beschränktem Maße offengelegt werden;

b) Beweisregeln, die Zeugenaussagen in einer Weise gestatten, welche die Sicher-
heit des Zeugen gewährleistet, beispielsweise indem Aussagen unter Einsatz von Kommu-
nikationstechnologien wie Videoverbindungen oder anderen geeigneten Mitteln gestattet
werden.

3. Die Vertragsstaaten erwägen, mit anderen Staaten Abkommen oder sonstige
Vereinbarungen über die Umsiedlung der in Absatz 1 beschriebenen Personen zu schließen.

4. Dieser Artikel findet auch auf Opfer Anwendung, sofern sie Zeugen sind.

Artikel 25
Hilfe und Schutz für Opfer

1. Jeder Vertragsstaat trifft im Rahmen seiner Möglichkeiten geeignete Maßnah-
men, um den Opfern der Straftaten nach diesem Übereinkommen insbesondere in Fällen der
Androhung von Vergeltung oder der Einschüchterung Hilfe und Schutz zu gewähren.
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2. Jeder Vertragsstaat schafft geeignete Verfahren, um den Opfern der Straftaten
nach diesem Übereinkommen Zugang zu Entschädigung und Erstattungen zu gewähren.

3. Jeder Vertragsstaat ermöglicht vorbehaltlich seines innerstaatlichen Rechts, dass
die Auffassungen und Anliegen der Opfer in geeigneten Abschnitten des Strafverfahrens ge-
gen die Täter auf eine Weise vorgetragen und behandelt werden, welche die Rechte der Ver-
teidigung nicht beeinträchtigt.

Artikel 26
Maßnahmen zur Verstärkung der Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden

1. Jeder Vertragsstaat trifft geeignete Maßnahmen, um Personen, die in organisier-
ten kriminellen Gruppen mitwirken oder mitgewirkt haben, zu ermutigen,

a) den zuständigen Behörden für Ermittlungs- und Beweiszwecke nützliche Infor-
mationen zu liefern, darunter zu Fragen wie

  i) der Identität, der Art, der Zusammensetzung, der Struktur, dem Standort oder
den Tätigkeiten organisierter krimineller Gruppen;

 ii) den Verbindungen, einschließlich internationaler Verbindungen, zu anderen
organisierten kriminellen Gruppen;

iii) den Straftaten, die organisierte kriminelle Gruppen begangen haben oder bege-
hen könnten;

b) den zuständigen Behörden sachbezogene, konkrete Hilfe zu gewähren, die dazu
beitragen kann, organisierten kriminellen Gruppen ihre Ressourcen oder die Erträge aus
Straftaten zu entziehen.

2. Jeder Vertragsstaat zieht in Erwägung, in geeigneten Fällen die Möglichkeit der
Strafmilderung für Angeklagte vorzusehen, die bei den Ermittlungen oder bei der Strafver-
folgung in Bezug auf eine Straftat nach diesem Übereinkommen erhebliche Zusammenar-
beit leisten.

3. Jeder Vertragsstaat zieht in Erwägung, im Einklang mit den wesentlichen
Grundsätzen seines innerstaatlichen Rechts die Möglichkeit vorzusehen, dass einer Person,
die bei den Ermittlungen oder bei der Strafverfolgung in Bezug auf eine Straftat nach die-
sem Übereinkommen erhebliche Zusammenarbeit leistet, Immunität von der Strafverfol-
gung gewährt werden kann.

4. Diesen Personen wird nach Artikel 24 Schutz gewährt.

5. Kann eine in Absatz 1 genannte Person, die sich in einem anderen Vertragsstaat
aufhält, den zuständigen Behörden eines anderen Vertragsstaats erhebliche Zusammenarbeit
gewähren, so können die betreffenden Vertragsstaaten erwägen, im Einklang mit ihrem in-
nerstaatlichen Recht Abkommen oder sonstige Vereinbarungen über die mögliche Gewäh-
rung der in den Absätzen 2 und 3 beschriebenen Behandlung durch den anderen Staat zu
schließen.

Artikel 27
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung

1. Die Vertragsstaaten arbeiten im Einklang mit ihrer jeweiligen innerstaatlichen
Rechts- und Verwaltungsordnung eng zusammen, um die Wirksamkeit der Maßnahmen der
Strafverfolgungsbehörden zur Bekämpfung der Straftaten nach diesem Übereinkommen zu
verstärken. Jeder Vertragsstaat trifft insbesondere wirksame Maßnahmen,
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a) um Nachrichtenverbindungen zwischen ihren zuständigen Behörden, Stellen
und Ämtern zu verbessern und erforderlichenfalls einzurichten, um den sicheren und ra-
schen Informationsaustausch über alle Erscheinungsformen der Straftaten nach diesem
Übereinkommen, einschließlich – wenn die Vertragsstaaten dies für zweckmäßig erachten –
der Verbindungen zu anderen Straftaten zu erleichtern;

b) um bei folgenden Ermittlungen in Bezug auf Straftaten nach diesem Überein-
kommen mit den anderen Vertragsstaaten zusammenzuarbeiten:

  i) Identität, Aufenthaltsort und Tätigkeit von Personen, die der Mitwirkung an sol-
chen Straftaten verdächtig sind, und Aufenthaltsort anderer beteiligter Personen;

 ii) Bewegung der aus der Begehung solcher Straftaten stammenden Erträge oder
Vermögensgegenstände;

iii) Bewegung von Vermögensgegenständen, Gerät oder anderen bei der Begehung
solcher Straftaten verwendeten oder dazu bestimmten Tatwerkzeugen;

c) um gegebenenfalls die erforderlichen Gegenstände oder Mengen an Stoffen zu
Analyse- oder Ermittlungszwecken zur Verfügung zu stellen;

d) um die wirksame Koordinierung zwischen ihren zuständigen Behörden, Stellen
und Ämtern zu erleichtern und den Austausch von Personal und anderen Sachverständigen,
einschließlich des Einsatzes von Verbindungsbeamten, vorbehaltlich zweiseitiger Abkom-
men oder sonstiger Vereinbarungen zwischen den betreffenden Vertragsstaaten, zu fördern;

e) um mit anderen Vertragsstaaten Informationen über die von organisierten krimi-
nellen Gruppen eingesetzten konkreten Mittel und Methoden auszutauschen, einschließlich
gegebenenfalls der benutzten Wege und Beförderungsmittel und der Verwendung falscher
Identitäten, veränderter oder gefälschter Dokumente oder sonstiger Mittel zur Verschleie-
rung ihrer Tätigkeit;

f) um Informationen auszutauschen sowie die Verwaltungs- und anderen Maßnah-
men zu koordinieren, die zum Zweck der frühzeitigen Identifizierung der Straftaten nach
diesem Übereinkommen gegebenenfalls ergriffen werden.

2. Im Hinblick auf die Durchführung dieses Übereinkommens erwägen die Ver-
tragsstaaten, zwei- oder mehrseitige Abkommen oder sonstige Vereinbarungen über die un-
mittelbare Zusammenarbeit zwischen ihren Strafverfolgungsbehörden zu schließen bezie-
hungsweise, falls solche Abkommen oder sonstige Vereinbarungen bereits bestehen, diese
abzuändern. Bestehen zwischen den betreffenden Vertragsstaaten keine solchen Abkommen
oder sonstigen Vereinbarungen, so können sie dieses Übereinkommen als Grundlage für die
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung in Bezug auf die Straftaten nach die-
sem Übereinkommen ansehen. Die Vertragsstaaten nutzen in vollem Maß, soweit zweck-
mäßig, Abkommen oder sonstige Vereinbarungen, einschließlich internationaler oder regio-
naler Organisationen, um die Zusammenarbeit zwischen ihren Strafverfolgungsbehörden zu
stärken.

3. Die Vertragsstaaten bemühen sich, im Rahmen ihrer Möglichkeiten zusammen-
zuarbeiten, um Maßnahmen gegen grenzüberschreitende organisierte Kriminalität zu ergrei-
fen, die mittels moderner Technologien begangen wird.

Artikel 28
Sammlung, Austausch und Analyse von Informationen über das Wesen der organisierten
Kriminalität

1. Jeder Vertragsstaat erwägt, im Benehmen mit der wissenschaftlichen und
akademischen Fachwelt Tendenzen bei der organisierten Kriminalität in seinem Hoheits-
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gebiet, die Verhältnisse, in denen organisierte Kriminalität stattfindet, sowie die beteiligten
Berufsgruppen und die verwendeten Technologien zu analysieren.

2. Die Vertragsstaaten erwägen, gemeinsam und über internationale und regionale
Organisationen analytisches Fachwissen über organisierte kriminelle Tätigkeiten aufzu-
bauen und auszutauschen. Zu diesem Zweck sollen gemeinsame Begriffsbestimmungen,
Normen und Methoden entwickelt und nach Bedarf angewandt werden.

3. Jeder Vertragsstaat erwägt, seine Leitlinien und seine tatsächlichen Maßnahmen
zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität zu überwachen und ihre Wirksamkeit und
Effizienz zu bewerten.

Artikel 29
Ausbildung und technische Hilfe

1. Jeder Vertragsstaat schafft, entwickelt oder verbessert, soweit erforderlich,
besondere Ausbildungsprogramme für sein Strafverfolgungspersonal, einschließlich für
Staatsanwälte, Untersuchungsrichter und Zollpersonal sowie sonstiges Personal, das mit der
Verhütung, Aufdeckung und Kontrolle der Straftaten nach diesem Übereinkommen betraut
ist. Diese Programme können die Abordnung und den Austausch von Personal umfassen.
Sie befassen sich insbesondere und soweit nach innerstaatlichem Recht zulässig mit Folgen-
dem:

a) Methoden zur Verhütung, Aufdeckung und Kontrolle der Straftaten nach diesem
Übereinkommen;

b) benutzte Wege und Techniken der Personen, die der Mitwirkung an Straftaten
nach diesem Übereinkommen verdächtig sind, einschließlich in Transitstaaten, sowie geeig-
nete Gegenmaßnahmen;

c) Überwachung der Bewegungen von Schmuggelgut;

d) Aufdeckung und Überwachung der Bewegung von Erträgen aus Straftaten, Ver-
mögensgegenständen, Gerät oder anderen Tatwerkzeugen und der Methoden zur Übertra-
gung, Verheimlichung oder Verschleierung dieser Erträge, Vermögensgegenstände, Geräte
und Tatwerkzeuge sowie andere bei der Bekämpfung der Geldwäsche und sonstiger Finanz-
kriminalität verwendete Methoden;

e) Sammlung von Beweismitteln;

f) Methoden und Verfahren der Kontrolle in Freihandelszonen und Freihäfen;

g) moderne Ausstattung, Methoden und Verfahren der Ermittlung und Verfolgung,
darunter elektronische Überwachung, kontrollierte Lieferungen und verdeckte Einsätze;

h) Methoden der Bekämpfung der grenzüberschreitenden organisierten Kriminali-
tät, die mittels Computern, Telekommunikationsnetzen oder anderer Formen moderner
Technologien begangen wird;

i) Methoden zum Schutz von Opfern und Zeugen.

2. Die Vertragsstaaten unterstützen einander bei der Planung und Durchführung
von Forschungs- und Ausbildungsprogrammen zur Vermittlung von Sachkenntnis auf den in
Absatz 1 genannten Gebieten und nutzen gegebenenfalls zu diesem Zweck regionale und in-
ternationale Konferenzen und Seminare, um die Zusammenarbeit zu fördern und die Erörte-
rung der Probleme von gemeinsamem Interesse anzuregen, einschließlich der besonderen
Probleme und Bedürfnisse der Transitstaaten.
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3. Die Vertragsstaaten fördern Ausbildung und technische Hilfe, um die Ausliefe-
rung und die Rechtshilfe zu erleichtern. Diese Ausbildung und diese technische Hilfe kön-
nen eine Sprachausbildung sowie die Abordnung und den Austausch von Personal zwischen
den zentralen Behörden oder Einrichtungen mit einschlägigem Aufgabengebiet umfassen.

4. Im Falle des Bestehens zwei- und mehrseitiger Abkommen oder sonstiger Ver-
einbarungen verstärken die Vertragsstaaten, soweit erforderlich, ihre Anstrengungen, um die
operativen und Ausbildungstätigkeiten im Rahmen internationaler und regionaler Organisa-
tionen sowie im Rahmen anderer einschlägiger zwei- und mehrseitiger Abkommen oder
sonstiger Vereinbarungen auf bestmögliche Weise zu nutzen.

Artikel 30
Sonstige Maßnahmen: Durchführung des Übereinkommens durch wirtschaftliche Entwick-
lung und technische Hilfe

1. Die Vertragsstaaten treffen Maßnahmen, welche die bestmögliche Durchführung
dieses Übereinkommens soweit wie möglich im Rahmen der internationalen Zusammen-
arbeit begünstigen, unter Berücksichtigung der schädlichen Auswirkungen der organisierten
Kriminalität auf die Gesellschaft im Allgemeinen, insbesondere auf die nachhaltige Ent-
wicklung.

2. Die Vertragsstaaten unternehmen, soweit möglich und in Abstimmung miteinan-
der sowie mit den internationalen und regionalen Organisationen, konkrete Anstrengungen,

a) um ihre Zusammenarbeit auf verschiedenen Ebenen mit den Entwicklungslän-
dern zu verstärken, mit dem Ziel, deren Fähigkeit zur Verhütung und Bekämpfung der
grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität zu erhöhen;

b) um die finanzielle und materielle Hilfe zu verstärken mit dem Ziel, die Anstren-
gungen der Entwicklungsländer zur wirksamen Bekämpfung der grenzüberschreitenden
organisierten Kriminalität zu unterstützen und ihnen bei der erfolgreichen Durchführung
dieses Übereinkommens behilflich zu sein;

c) um den Entwicklungsländern und den Übergangsländern technische Hilfe zu ge-
währen mit dem Ziel, ihnen dabei behilflich zu sein, ihre Bedürfnisse im Hinblick auf die
Durchführung dieses Übereinkommens zu decken. Zu diesem Zweck bemühen sich die Ver-
tragsstaaten, regelmäßig angemessene freiwillige Beiträge auf ein dafür eingerichtetes
Konto in einem Finanzierungsmechanismus der Vereinten Nationen einzuzahlen. Die Ver-
tragsstaaten können außerdem insbesondere erwägen, im Einklang mit ihrem innerstaat-
lichen Recht und den Bestimmungen dieses Übereinkommens einen Prozentsatz der Gelder
oder des entsprechenden Werts von Erträgen aus Straftaten oder Vermögensgegenständen,
die im Einklang mit diesem Übereinkommen eingezogen wurden, auf das genannte Konto
einzuzahlen;

d) um auf andere Staaten und gegebenenfalls Finanzinstitutionen einzuwirken und
sie dazu zu bewegen, sich den im Einklang mit diesem Artikel unternommenen Anstrengun-
gen anzuschließen, indem sie insbesondere mehr Ausbildungsprogramme und moderne
Ausrüstung für die Entwicklungsländer bereitstellen, um ihnen bei der Verwirklichung der
Ziele dieses Übereinkommens behilflich zu sein.

3. Diese Maßnahmen erfolgen, soweit möglich, unbeschadet der bestehenden Ver-
pflichtungen auf dem Gebiet der Auslandshilfe oder sonstiger Übereinkünfte über finan-
zielle Zusammenarbeit auf bilateraler, regionaler oder internationaler Ebene.

4. Die Vertragsstaaten können zwei- oder mehrseitige Abkommen oder sonstige
Vereinbarungen über materielle und logistische Hilfe schließen, unter Berücksichtigung der
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finanziellen Vereinbarungen, die notwendig sind, um die Wirksamkeit der in diesem Über-
einkommen vorgesehenen Mittel der internationalen Zusammenarbeit zu gewährleisten und
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität zu verhüten, aufzudecken und zu kon-
trollieren.

Artikel 31
Prävention

1. Die Vertragsstaaten bemühen sich, einzelstaatliche Projekte auszuarbeiten und
zu bewerten und beste Verfahrensweisen und Leitlinien festzulegen und zu fördern, die auf
die Verhütung der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität gerichtet sind.

2. Die Vertragsstaaten bemühen sich, im Einklang mit den wesentlichen Grund-
sätzen ihres innerstaatlichen Rechts bestehende oder künftige Gelegenheiten für organisierte
kriminelle Gruppen, mit Erträgen aus Straftaten an rechtmäßigen Märkten teilzunehmen, zu
verringern, indem sie geeignete Gesetzgebungs-, Verwaltungs- oder sonstige Maßnahmen
ergreifen. Diese Maßnahmen sollen auf Folgendes ausgerichtet sein:

a) die Stärkung der Zusammenarbeit zwischen den Strafverfolgungsbehörden oder
Staatsanwälten und den maßgeblichen privaten Einrichtungen, einschließlich der Industrie;

b) die Förderung der Erarbeitung von Normen und Verfahren mit dem Ziel, die In-
tegrität öffentlicher und maßgeblicher privater Einrichtungen zu bewahren, sowie von Ver-
haltenskodizes für die in Betracht kommenden Berufsgruppen, insbesondere Rechtsanwälte,
Notare, Steuerberater und Buchsachverständige;

c) die Verhütung dessen, dass organisierte kriminelle Gruppen die von öffentlichen
Behörden durchgeführten Ausschreibungsverfahren und die von öffentlichen Behörden ge-
währten Subventionen und Lizenzen für eine Geschäftstätigkeit missbrauchen;

d) die Verhütung des Missbrauchs juristischer Personen durch organisierte krimi-
nelle Gruppen; dies könnte folgende Maßnahmen umfassen:

  i) die Einrichtung eines öffentlichen Registers juristischer und natürlicher Perso-
nen, die an der Gründung, Leitung und Finanzierung juristischer Personen beteiligt
sind;

 ii) die Schaffung der Möglichkeit, Personen, die wegen Straftaten nach diesem
Übereinkommen verurteilt wurden, durch eine gerichtliche Verfügung oder ein
anderes geeignetes Mittel für einen angemessenen Zeitraum von einer Tätigkeit als
Direktoren juristischer Personen, die in ihrem Hoheitsbereich eingetragen sind,
auszuschließen;

iii) die Aufstellung einzelstaatlicher Register der Personen, die von einer Tätigkeit
als Direktoren juristischer Personen ausgeschlossen sind, und

iv) den Austausch von Informationen, die in den unter Buchstabe d Ziffern i und iii
genannten Registern enthalten sind, mit den zuständigen Behörden der anderen
Vertragsstaaten.

3. Die Vertragsstaaten bemühen sich, die Wiedereingliederung von Personen, die
wegen Straftaten nach diesem Übereinkommen verurteilt wurden, in die Gesellschaft zu för-
dern.

4. Jeder Vertragsstaat bemüht sich, die bestehenden einschlägigen Rechtsinstru-
mente und Verwaltungspraktiken regelmäßig zu bewerten, mit dem Ziel, festzustellen, in-
wieweit die Gefahr ihres Missbrauchs durch organisierte kriminelle Gruppen besteht.
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5. Die Vertragsstaaten bemühen sich, die Öffentlichkeit für das Bestehen, die Ur-
sachen und die Schwere der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität und die von
ihr ausgehende Bedrohung zu sensibilisieren. Die Informationen können gegebenenfalls
über die Massenmedien verbreitet werden und umfassen Maßnahmen zur Förderung der
Mitwirkung der Öffentlichkeit an der Verhütung und Bekämpfung dieser Kriminalität.

6. Jeder Vertragsstaat unterrichtet den Generalsekretär der Vereinten Nationen über
die Bezeichnung und die Anschrift der Behörde oder Behörden, die anderen Vertragsstaaten
bei der Ausarbeitung von Maßnahmen zur Verhütung der grenzüberschreitenden organisier-
ten Kriminalität behilflich sein können.

7. Die Vertragsstaaten arbeiten gegebenenfalls miteinander und mit den zuständi-
gen internationalen und regionalen Organisationen bei der Förderung und Ausarbeitung der
in diesem Artikel genannten Maßnahmen zusammen. Dies umfasst auch die Mitwirkung an
internationalen Projekten mit dem Ziel der Verhütung der grenzüberschreitenden organisier-
ten Kriminalität, beispielsweise durch die Entschärfung der Umstände, die gesellschaftliche
Randgruppen für die Tätigkeit der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität anfällig
werden lassen.

Artikel 32
Konferenz der Vertragsstaaten des Übereinkommens

1. Hiermit wird eine Konferenz der Vertragsstaaten des Übereinkommens einge-
setzt, um die Vertragsstaaten besser in die Lage zu versetzen, die grenzüberschreitende in-
ternationale Kriminalität zu bekämpfen und die Durchführung dieses Übereinkommens zu
fördern und zu überprüfen.

2. Die Konferenz der Vertragsstaaten wird vom Generalsekretär der Vereinten Na-
tionen spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten des Übereinkommens einberufen. Die Konfe-
renz der Vertragsstaaten gibt sich eine Verfahrensordnung und beschließt Regeln für die in
den Absätzen 3 und 4 beschriebenen Tätigkeiten (einschließlich Regeln für die Erstattung
der bei der Durchführung dieser Tätigkeiten entstandenen Aufwendungen).

3. Die Konferenz der Vertragsstaaten vereinbart Mechanismen zur Erreichung der
in Absatz 1 genannten Ziele, namentlich

a) die Erleichterung der von den Vertragsstaaten nach den Artikeln 29, 30 und 31
unternommenen Tätigkeiten, einschließlich durch Aufrufe zur Leistung freiwilliger Bei-
träge;

b) die Erleichterung des Informationsaustauschs zwischen den Vertragsstaaten über
Muster und Tendenzen der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität und über
erfolgreiche Verfahrensweisen zu ihrer Bekämpfung;

c) die Zusammenarbeit mit den zuständigen internationalen und regionalen
Organisationen sowie nichtstaatlichen Organisationen;

d) die regelmäßige Überprüfung der Durchführung des Übereinkommens;

e) die Vorlage von Empfehlungen zur Verbesserung des Übereinkommens.

4. Für den Zweck des Absatzes 3 Buchstaben d und e verschafft sich die Konfe-
renz der Vertragsstaaten die erforderliche Kenntnis über die von den Vertragsstaaten zur
Durchführung dieses Übereinkommens ergriffenen Maßnahmen und die dabei angetroffe-
nen Schwierigkeiten durch die von den Vertragsstaaten bereitgestellten Informationen und
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durch etwaige zusätzliche Überprüfungsmechanismen, die von der Konferenz der Vertrags-
staaten eingerichtet werden können.

5. Jeder Vertragsstaat übermittelt der Konferenz der Vertragsstaaten Informationen
über seine Programme, Pläne und Verfahrensweisen sowie über Gesetzgebungs- und Ver-
waltungsmaßnahmen zur Durchführung des Übereinkommens, soweit dies von der Konfe-
renz der Vertragsstaaten verlangt wird.

Artikel 33
Sekretariat

1. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt die erforderlichen Sekreta-
riatsdienste für die Konferenz der Vertragsstaaten des Übereinkommens zur Verfügung.

2. Das Sekretariat

a) unterstützt die Konferenz der Vertragsstaaten bei der Durchführung der in Arti-
kel 32 beschriebenen Tätigkeiten, veranstaltet die Tagungen der Konferenz und stellt die er-
forderlichen Dienste dafür bereit;

b) unterstützt die Vertragsstaaten auf ihr Ersuchen bei der Bereitstellung von Infor-
mationen für die Konferenz der Vertragsstaaten, wie in Artikel 32 Absatz 5 vorgesehen, und

c) sorgt für die notwendige Abstimmung mit den Sekretariaten der zuständigen
internationalen und regionalen Organisationen.

Artikel 34
Durchführung des Übereinkommens

1. Jeder Vertragsstaat trifft im Einklang mit den wesentlichen Grundsätzen seines
innerstaatlichen Rechts die notwendigen Maßnahmen, einschließlich Gesetzgebungs- und
Verwaltungsmaßnahmen, um die Erfüllung seiner Verpflichtungen nach diesem Überein-
kommen sicherzustellen.

2. Die in Übereinstimmung mit den Artikeln 5, 6, 8 und 23 umschriebenen Strafta-
ten werden im innerstaatlichen Recht jedes Vertragsstaats unabhängig von der grenzüber-
schreitenden Art oder der Mitwirkung einer organisierten kriminellen Gruppe nach Artikel 3
Absatz 1 umschrieben, soweit nicht Artikel 5 die Mitwirkung einer organisierten kriminel-
len Gruppe verlangt.

3. Jeder Vertragsstaat kann zur Verhütung und Bekämpfung der grenzüberschrei-
tenden internationalen Kriminalität strengere oder schärfere Maßnahmen treffen als in die-
sem Übereinkommen vorgesehen.

Artikel 35
Beilegung von Streitigkeiten

1. Die Vertragsstaaten bemühen sich, Streitigkeiten über die Auslegung oder An-
wendung dieses Übereinkommens durch Verhandlungen beizulegen.

2. Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten über die Auslegung
oder Anwendung dieses Übereinkommens, die nicht innerhalb einer angemessenen Frist
durch Verhandlungen beigelegt werden kann, wird auf Verlangen eines dieser  Vertragsstaa-
ten einem Schiedsverfahren unterbreitet. Können sich die Vertragsstaaten binnen sechs Mo-
naten nach dem Zeitpunkt, zu dem das Schiedsverfahren verlangt worden ist, über seine
Ausgestaltung nicht einigen, so kann jeder dieser Vertragsstaaten die Streitigkeit dem Inter-
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nationalen Gerichtshof unterbreiten, indem er einen seinem Statut entsprechenden Antrag
stellt.

3. Jeder Vertragsstaat kann bei der Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung dieses Übereinkommens oder dem Beitritt zu diesem erklären, dass er sich
durch Absatz 2 nicht als gebunden betrachtet. Die anderen Vertragsstaaten sind gegenüber
einem Vertragsstaat, der einen solchen Vorbehalt angebracht hat, durch Absatz 2 nicht ge-
bunden.

4. Ein Vertragsstaat, der einen Vorbehalt nach Absatz 3 angebracht hat, kann die-
sen Vorbehalt jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete
Notifikation zurückziehen.

Artikel 36
Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme, Genehmigung und Beitritt

1. Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten vom 12. bis 15. Dezember 2000 in
Palermo (Italien) und danach bis zum 12. Dezember 2002 am Sitz der Vereinten Nationen in
New York zur Unterzeichnung auf.

2. Dieses Übereinkommen liegt auch für Organisationen der regionalen Wirt-
schaftsintegration zur Unterzeichnung auf, sofern mindestens ein Mitgliedstaat der betref-
fenden Organisation dieses Übereinkommen nach Absatz 1 unterzeichnet hat.

3. Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation,  Annahme oder Genehmigung.
Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen hinterlegt. Eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration
kann ihre Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde hinterlegen, wenn dies
mindestens einer ihrer Mitgliedstaaten getan hat. In dieser Ratifikations-, Annahme- oder
Genehmigungsurkunde erklärt die Organisation den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug
auf die durch dieses Übereinkommen erfassten Angelegenheiten. Diese Organisation teilt
dem Verwahrer auch jede maßgebliche Änderung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten mit.

4. Dieses Übereinkommen steht jedem Staat und jeder Organisation der regionalen
Wirtschaftsintegration, von der mindestens ein Mitgliedstaat Vertragspartei dieses Überein-
kommens ist, zum Beitritt offen. Die Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt. Bei ihrem Beitritt erklärt eine Organisation der regionalen
Wirtschaftsintegration den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf die durch dieses
Übereinkommen erfassten Angelegenheiten. Diese Organisation teilt dem Verwahrer auch
jede maßgebliche Änderung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten mit.

Artikel 37
Verhältnis zu Protokollen

1. Dieses Übereinkommen kann durch ein oder mehrere Protokolle ergänzt wer-
den.

2. Um Vertragspartei eines Protokolls zu werden, muss ein Staat oder eine Organi-
sation der regionalen Wirtschaftsintegration auch Vertragspartei des Übereinkommens sein.

3. Ein Vertragsstaat des Übereinkommens ist so lange nicht durch ein Protokoll ge-
bunden, bis er nach dessen Bestimmungen Vertragspartei des Protokolls geworden ist.

4. Jedes Protokoll zu diesem Übereinkommen ist zusammen mit diesem Überein-
kommen unter Berücksichtigung des Zwecks des Protokolls auszulegen.
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Artikel 38
Inkrafttreten

1. Dieses Übereinkommen tritt am neunzigsten Tag nach Hinterlegung der vierzig-
sten Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde in Kraft. Für die
Zwecke dieses Absatzes zählt eine von einer Organisation der regionalen Wirtschaftsinte-
gration hinterlegte Urkunde nicht als zusätzliche Urkunde zu den von den Mitgliedstaaten
der betreffenden Organisation hinterlegten Urkunden.

2. Für jeden Vertragsstaat und jede Organisation der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion, der beziehungsweise die dieses Übereinkommen nach Hinterlegung der vierzigsten
entsprechenden Urkunde ratifiziert, annimmt, genehmigt oder ihm beitritt, tritt das Überein-
kommen am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der entsprechenden Urkunde durch diesen
Staat beziehungsweise diese Organisation in Kraft.

Artikel 39
Änderungen

1. Nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens
kann ein Vertragsstaat eine Änderung vorschlagen und sie beim Generalsekretär der Verein-
ten Nationen einreichen; dieser leitet die vorgeschlagene Änderung den Vertragsstaaten und
der Konferenz der Vertragsstaaten zu, damit diese den Vorschlag prüfen und darüber be-
schließen können. Die Konferenz der Vertragsstaaten bemüht sich nach Kräften um eine
Einigung durch Konsens über jede Änderung. Sind alle Bemühungen um einen Konsens er-
schöpft und wird keine Einigung erzielt, so ist als letztes Mittel eine Zweidrittelmehrheit der
auf der Sitzung  der Konferenz der Vertragsstaaten anwesenden und abstimmenden Ver-
tragsstaaten erforderlich, damit die Änderung beschlossen wird.

2. Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration üben in Angelegenheiten
ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht nach diesem Artikel mit der Anzahl von Stimmen aus,
die der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens
sind. Diese Organisationen üben ihr Stimmrecht nicht aus, wenn ihre Mitgliedstaaten ihr
Stimmrecht ausüben, und umgekehrt.

3. Eine nach Absatz 1 angenommene Änderung bedarf der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung durch die Vertragsstaaten.

4. Eine nach Absatz 1 angenommene Änderung tritt für einen Vertragsstaat neun-
zig Tage nach der Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde
für die Änderung beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.

5. Tritt eine Änderung in Kraft, so ist sie für diejenigen Vertragsstaaten, die ihre
Zustimmung ausgedrückt haben, durch sie gebunden zu sein, bindend. Die anderen Ver-
tragsstaaten sind weiter durch dieses Übereinkommen und alle früher von ihnen ratifizier-
ten, angenommenen oder genehmigten Änderungen gebunden.

Artikel 40
Kündigung

1. Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine an den Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung
wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.

2. Eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration hört auf, Vertragspartei
dieses Übereinkommens zu sein, wenn alle ihre Mitgliedstaaten es gekündigt haben.
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3. Die Kündigung dieses Übereinkommens nach Absatz 1 hat die Kündigung der
dazugehörigen Protokolle zur Folge.

Artikel 41
Sprachen und Verwahrer

1. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird zum Verwahrer dieses Über-
einkommens bestimmt.

2. Die Urschrift dieses Übereinkommens, dessen arabischer, chinesischer, engli-
scher, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, von ihren Regierungen hierzu ge-
hörig befugten Bevollmächtigten dieses Übereinkommen unterschrieben.

Anlage II

Protokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschenhandels,
insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, in Ergänzung des Übereinkommens der
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität

Präambel

Die Vertragsstaaten dieses Protokolls,

erklärend, dass wirksame Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung des Men-
schenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, ein umfassendes internationa-
les Vorgehen in den Herkunfts-, Transit- und Zielländern erfordern, das unter anderem Maß-
nahmen zur Verhütung dieses Handels, zur Bestrafung der Händler und zum Schutz der Op-
fer dieses Handels umfasst, namentlich durch den Schutz ihrer international anerkannten
Menschenrechte,

unter Berücksichtigung der Tatsache, dass zwar eine Reihe internationaler Überein-
künfte vorhanden sind, die Regelungen und praktische Maßnahmen zur Bekämpfung der
Ausbeutung von Menschen, insbesondere von Frauen und Kindern, enthalten, dass es je-
doch keine allgemein gültige Übereinkunft gibt, die alle Aspekte des Menschenhandels er-
fasst,

besorgt darüber, dass in Ermangelung einer solchen Übereinkunft Personen, die be-
sonders leicht Opfer des Menschenhandels werden, über keinen ausreichenden Schutz ver-
fügen werden,

unter Hinweis auf die Resolution 53/111 der Generalversammlung vom 9. Dezember
1998, in der die Versammlung beschloss, einen allen Mitgliedstaaten offen stehenden zwi-
schenstaatlichen Ad-hoc-Ausschuss einzusetzen, mit dem Auftrag, ein umfassendes interna-
tionales Übereinkommen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität auszuar-
beiten und unter anderem die Ausarbeitung einer internationalen Übereinkunft zur Bekämp-
fung des Frauen- und Kinderhandels zu erörtern,

überzeugt, dass die Ergänzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen
die organisierte Kriminalität durch eine internationale Übereinkunft zur Verhütung, Be-
kämpfung und Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhan-
dels, für die Bekämpfung dieses Verbrechens von Nutzen sein wird,

sind wie folgt übereingekommen:
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I. Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1
Verhältnis zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität

1. Dieses Protokoll ergänzt das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität. Es ist zusammen mit dem Übereinkommen
auszulegen.

2. Die Bestimmungen des Übereinkommens werden auf dieses Protokoll sinnge-
mäß angewendet, sofern in diesem Protokoll nichts anderes vorgesehen ist.

3. Die in Übereinstimmung mit Artikel 5 umschriebenen Straftaten werden als in
Übereinstimmung mit dem Übereinkommen umschriebene Straftaten angesehen.

Artikel 2
Zweck

Zweck dieses Protokolls ist es,

a) den Menschenhandel zu verhüten und zu bekämpfen, wobei Frauen und Kin-
dern besondere Aufmerksamkeit geschenkt wird;

b) die Opfer des Menschenhandels unter voller Achtung ihrer Menschenrechte zu
schützen und zu unterstützen und

c) die Zusammenarbeit zwischen den Vertragsstaaten zur Verwirklichung dieser
Ziele zu fördern.

Artikel 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Protokolls

a) bezeichnet der Ausdruck "Menschenhandel" die Anwerbung, Beförderung,
Verbringung, Beherbergung oder den Empfang von Personen durch die Androhung oder
Anwendung von Gewalt oder anderen Formen der Nötigung, durch Entführung, Betrug,
Täuschung, Missbrauch von Macht oder Ausnutzung besonderer Hilflosigkeit oder durch
Gewährung oder Entgegennahme von Zahlungen oder Vorteilen zur Erlangung des Einver-
ständnisses einer Person, die Gewalt über eine andere Person hat, zum Zweck der Ausbeu-
tung. Ausbeutung umfasst mindestens die Ausnutzung der Prostitution anderer oder andere
Formen sexueller Ausbeutung, Zwangsarbeit oder Zwangsdienstbarkeit, Sklaverei oder
sklavereiähnliche Praktiken, Leibeigenschaft oder die Entnahme von Körperorganen;

b) ist die Einwilligung eines Opfers des Menschenhandels in die unter Buchstabe a
genannte beabsichtigte Ausbeutung unerheblich, wenn eines der unter Buchstabe a genann-
ten Mittel angewendet wurde;

c) gilt die Anwerbung, Beförderung, Verbringung, Beherbergung oder der Emp-
fang eines Kindes zum Zweck der Ausbeutung auch dann als "Menschenhandel", wenn da-
bei keines der unter Buchstabe a genannten Mittel angewendet wurde;

d) bezeichnet der Ausdruck "Kind" jede Person unter achtzehn Jahren.



A/RES/55/25

35

Artikel 4
Geltungsbereich

Dieses Protokoll findet Anwendung, soweit darin nichts anderes bestimmt ist, auf die
Verhinderung, Untersuchung und Strafverfolgung der in Übereinstimmung mit Artikel 5
umschriebenen Straftaten, wenn diese Straftaten grenzüberschreitender Natur sind und eine
organisierte kriminelle Gruppe daran mitgewirkt hat, sowie auf den Schutz der Opfer sol-
cher Straftaten.

Artikel 5
Kriminalisierung

1. Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen gesetzgeberischen und sonstigen Maß-
nahmen, um die in Artikel 3 genannten Handlungen, wenn vorsätzlich begangen, als Straf-
taten zu umschreiben.

2. Jeder Vertragsstaat trifft außerdem die notwendigen gesetzgeberischen und son-
stigen Maßnahmen, um folgende Handlungen als Straftaten zu umschreiben:

a) vorbehaltlich der Grundzüge seiner Rechtsordnung den Versuch, eine in Über-
einstimmung mit Absatz 1 umschriebene Straftat zu begehen;

b) die Beteiligung als Mittäter oder Gehilfe an einer in Übereinstimmung mit Ab-
satz 1 umschriebenen Straftat und

c) die Organisation der Begehung einer in Übereinstimmung mit Absatz 1 um-
schriebenen Straftat oder die Anleitung anderer zu ihrer Begehung.

II. Schutz der Opfer des Menschenhandels

Artikel 6
Hilfe und Schutz für die Opfer des Menschenhandels

1. In geeigneten Fällen und soweit dies nach seinem innerstaatlichen Recht mög-
lich ist, schützt jeder Vertragsstaat die Privatsphäre und die Identität der Opfer des Men-
schenhandels, indem er unter anderem bestimmt, dass Gerichtsverfahren im Zusammenhang
mit Menschenhandel nicht öffentlich sind.

2. Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass seine innerstaatliche Rechts- oder Verwal-
tungsordnung Maßnahmen vorsieht, durch die den Opfern des Menschenhandels in geeigne-
ten Fällen

a) Informationen über die maßgeblichen Gerichts- und Verwaltungsverfahren ge-
geben werden;

b) Hilfe gewährt wird, damit ihre Auffassungen und Anliegen in geeigneten Ab-
schnitten des Strafverfahrens gegen die Täter auf eine Weise vorgetragen und behandelt
werden können, welche die Rechte der Verteidigung nicht beeinträchtigt.

3. Jeder Vertragsstaat erwägt die Durchführung von Maßnahmen, die die körperli-
che, seelische und soziale Gesundung der Opfer des Menschenhandels ermöglichen, so auch
in geeigneten Fällen in Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen, anderen in Be-
tracht kommenden Organisationen und sonstigen Teilen der Zivilgesellschaft, und insbeson-
dere die Bereitstellung von

a) angemessener Unterkunft;
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b) Beratung und Information für die Opfer des Menschenhandels, insbesondere
über die ihnen zustehenden  Rechte, in einer für sie verständlichen Sprache;

c) medizinischer, psychologischer und materieller Hilfe und

d) Beschäftigungs-, Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten.

4. Jeder Vertragsstaat berücksichtigt bei der Anwendung dieses Artikels das Alter,
das Geschlecht und die besonderen Bedürfnisse der Opfer des Menschenhandels, vor allem
die besonderen Bedürfnisse von Kindern, namentlich was angemessene Unterkunft, Bildung
und Betreuung angeht.

5. Jeder Vertragsstaat ist bestrebt, für die körperliche Sicherheit der Opfer des
Menschenhandels zu sorgen, während sich diese in seinem Hoheitsgebiet aufhalten.

6. Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass seine innerstaatliche Rechtsordnung Maß-
nahmen vorsieht, die den Opfern des Menschenhandels ermöglichen, Entschädigung für den
erlittenen Schaden zu erlangen.

Artikel 7
Rechtsstellung der Opfer des Menschenhandels in den Aufnahmestaaten

1. Zusätzlich zu den nach Artikel 6 zu treffenden Maßnahmen erwägt jeder Ver-
tragsstaat, gesetzgeberische oder andere geeignete Maßnahmen zu ergreifen, die es den Op-
fern des Menschenhandels erlauben, in geeigneten Fällen vorübergehend oder auf Dauer in
seinem Hoheitsgebiet zu bleiben.

2. Bei der Durchführung des Absatzes 1 berücksichtigt jeder Vertragsstaat in ange-
messener Weise humanitäre und persönliche Faktoren.

Artikel 8
Rückführung der Opfer des Menschenhandels

1. Der Vertragsstaat, dessen Staatsangehörigkeit ein Opfer des Menschenhandels
besitzt oder in dem die betreffende Person zum Zeitpunkt ihrer Einreise in das Hoheitsge-
biet des aufnehmenden Vertragsstaats ein dauerndes Aufenthaltsrecht besaß, erleichtert und
akzeptiert die Rückkehr dieser Person unter gebührender Berücksichtigung ihrer Sicherheit
und ohne ungebührliche oder unangemessene Verzögerung.

2. Führt ein Vertragsstaat ein Opfer des Menschenhandels in einen Vertragsstaat
zurück, dessen Staatsangehörigkeit die betreffende Person besitzt oder in dem sie zum Zeit-
punkt ihrer Einreise in das Hoheitsgebiet des aufnehmenden Vertragsstaats ein dauerndes
Aufenthaltsrecht besaß, erfolgt die Rückführung unter gebührender Berücksichtigung der
Sicherheit dieser Person und des Standes jeglichen Gerichtsverfahrens im Zusammenhang
damit, dass die Person ein Opfer des Menschenhandels ist, und erfolgt vorzugsweise frei-
willig.

3. Auf  Ersuchen eines aufnehmenden Vertragsstaats prüft ein ersuchter Vertrags-
staat ohne ungebührliche oder unangemessene Verzögerung, ob eine Person, die ein Opfer
des Menschenhandels ist, seine Staatsangehörigkeit besitzt oder zum Zeitpunkt ihrer Ein-
reise in das Hoheitsgebiet des aufnehmenden Vertragsstaats ein dauerndes Aufenthaltsrecht
in seinem Hoheitsgebiet besaß.

4. Um die Rückführung eines Opfers des Menschenhandels, das über keine ord-
nungsgemäßen Ausweispapiere verfügt, zu erleichtern, erklärt sich der Vertragsstaat, dessen
Staatsangehörigkeit die betreffende Person besitzt oder in dem sie zum Zeitpunkt ihrer Ein-
reise in das Hoheitsgebiet des aufnehmenden Vertragsstaats ein dauerndes Aufenthaltsrecht
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besaß, damit einverstanden, auf Verlangen des aufnehmenden Vertragsstaats die erforder-
lichen Reisedokumente oder sonstigen Genehmigungen auszustellen, damit diese Person in
sein Hoheitsgebiet reisen und wiedereinreisen kann.

5. Dieser Artikel lässt die Rechte, die den Opfern des Menschenhandels durch das
innerstaatliche Recht des aufnehmenden Vertragsstaats gewährt werden, unberührt.

6. Dieser Artikel lässt die anwendbaren zwei- oder mehrseitigen Abkommen oder
sonstigen Vereinbarungen, die insgesamt oder teilweise die Rückführung der Opfer des
Menschenhandels regeln, unberührt.

III. Verhütung, Zusammenarbeit und andere Maßnahmen

Artikel 9
Verhütung des Menschenhandels

1. Die Vertragsstaaten legen umfassende Leitlinien, Programme und andere Maß-
nahmen fest, um

a) den Menschenhandel zu verhüten und zu bekämpfen und

b) die Opfer des Menschenhandels, insbesondere Frauen und Kinder, davor zu
schützen, dass sie erneut zu Opfern werden.

2. Die Vertragsstaaten sind bestrebt, Maßnahmen wie Forschung, Information und
Kampagnen in den Massenmedien sowie soziale und wirtschaftliche Initiativen zu ergreifen,
um den Menschenhandel zu verhüten und zu bekämpfen.

3. Die in Übereinstimmung mit diesem Artikel festgelegten Leitlinien, Programme
und anderen Maßnahmen umfassen gegebenenfalls die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen
Organisationen, anderen in Betracht kommenden Organisationen und sonstigen Teilen der
Zivilgesellschaft.

4. Die Vertragsstaaten treffen oder verstärken Maßnahmen, auch durch zwei- oder
mehrseitige Zusammenarbeit, um die Umstände zu lindern, auf Grund deren Menschen, ins-
besondere Frauen und Kinder, besonders leicht Opfer des Menschenhandels werden, wie
etwa Armut, Unterentwicklung und fehlende Chancengleichheit.

5. Die Vertragsstaaten treffen oder verstärken gesetzgeberische oder sonstige Maß-
nahmen, wie etwa erzieherische, soziale oder kulturelle Maßnahmen, so auch durch zwei-
und mehrseitige Zusammenarbeit, um der Nachfrage entgegenzuwirken, die alle Formen der
zum Menschenhandel führenden Ausbeutung von Personen, insbesondere von Frauen und
Kindern, begünstigt.

Artikel 10
Informationsaustausch und Ausbildung

1. Die Strafverfolgungs-, Einwanderungs- oder sonstigen zuständigen Behörden
der Vertragsstaaten arbeiten gegebenenfalls miteinander zusammen, indem sie in Überein-
stimmung mit ihrem innerstaatlichen Recht Informationen austauschen, um feststellen zu
können,

a) ob Personen, die mit Reisedokumenten, die einer anderen Person gehören, oder
ohne Reisedokumente eine internationale Grenze überschreiten oder zu überschreiten versu-
chen, Täter oder Opfer des Menschenhandels sind;
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b) welche Art von Reisedokumenten Personen zum Überschreiten einer internatio-
nalen Grenze zum Zweck des Menschenhandels benutzt haben oder zu benutzen versucht
haben;

c) welche Mittel und Methoden organisierte kriminelle Gruppen zum Menschen-
handel anwenden, namentlich die Anwerbung und Beförderung der Opfer, die benutzten
Wege und die Verbindungen zwischen Einzelpersonen und Gruppen, die einen solchen Han-
del betreiben, und welche Maßnahmen zu ihrer Aufdeckung getroffen werden können.

2. Die Vertragsstaaten gewähren oder verstärken Ausbildung für Strafverfol-
gungs-, Einwanderungs- und sonstige für die Verhütung des Menschenhandels zuständige
Beamte. Diese Ausbildung soll sich auf Methoden zur Verhütung des Menschenhandels, zur
Strafverfolgung der Menschenhändler und zum Schutz der Rechte der Opfer konzentrieren,
namentlich den Schutz der Opfer vor den Menschenhändlern. Die Ausbildung soll außer-
dem die notwendige Einbeziehung menschenrechtlicher sowie kinder- und geschlechter-
spezifischer Fragen berücksichtigen und die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Orga-
nisationen, anderen zuständigen Organisationen und anderen Teilen der Zivilgesellschaft
fördern.

3. Ein Vertragsstaat, der Informationen erhält, kommt jedem Ersuchen des die In-
formationen übermittelnden Vertragsstaats nach, das ihren Gebrauch Einschränkungen un-
terwirft.

Artikel 11
Grenzmaßnahmen

1. Unbeschadet der internationalen Verpflichtungen betreffend den freien Perso-
nenverkehr verstärken die Vertragsstaaten so weit wie möglich die Grenzkontrollen, die zur
Verhütung und Aufdeckung des Menschenhandels erforderlich sind.

2. Jeder Vertragsstaat trifft gesetzgeberische oder andere geeignete Maßnahmen,
um so weit wie möglich zu verhindern, dass die von gewerblichen Beförderungsunterneh-
mern betriebenen Transportmittel zur Begehung der in Übereinstimmung mit Artikel 5 um-
schriebenen Straftaten benutzt werden.

3. Gegebenenfalls und unbeschadet der anwendbaren internationalen Überein-
künfte gehört zu diesen Maßnahmen auch die Verpflichtung gewerblicher Beförderungs-
unternehmer, einschließlich Transportunternehmer, Besitzer oder Betreiber aller Arten von
Transportmitteln, sich dessen zu vergewissern, dass alle Passagiere im Besitz der für die
Einreise in den Aufnahmestaat erforderlichen Reisedokumente sind.

4. Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit seinem innerstaatlichen Recht
die notwendigen Maßnahmen, um im Falle eines Verstoßes gegen die in Absatz 3 festge-
legte Verpflichtung Sanktionen vorzusehen.

5. Jeder Vertragsstaat erwägt, Maßnahmen zu treffen, die es in Übereinstimmung
mit seinem innerstaatlichen Recht gestatten, Personen, die an der Begehung von in Überein-
stimmung mit diesem Protokoll umschriebenen Straftaten beteiligt sind, die Einreise zu ver-
weigern oder ihre Sichtvermerke für ungültig zu erklären.

6. Unbeschadet des Artikels 27 des Übereinkommens erwägen die Vertragsstaaten,
die Zusammenarbeit zwischen ihren Grenzkontrollbehörden zu verstärken, indem sie unter
anderem direkte Nachrichtenverbindungen einrichten und aufrechterhalten.

Artikel 12
Sicherheit und Kontrolle von Dokumenten

Jeder Vertragsstaat trifft im Rahmen der verfügbaren Mittel die erforderlichen Maß-
nahmen,
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a) um sicherzustellen, dass die Qualität der von ihm ausgestellten Reise- oder
Identitätsdokumente so beschaffen ist, dass sie nicht leicht missbraucht und nicht ohne wei-
teres gefälscht oder auf rechtswidrige Weise verändert, vervielfältigt oder ausgestellt wer-
den können, und

b) um die Integrität und Sicherheit der Reise- oder Identitätsdokumente zu gewähr-
leisten, die von dem Vertragsstaat oder in seinem Namen ausgestellt wurden, und ihre
rechtswidrige Herstellung, Ausstellung und Verwendung zu verhindern.

Artikel 13
Rechtmäßigkeit und Gültigkeit von Dokumenten

Auf Ersuchen eines anderen Vertragsstaats überprüft ein Vertragsstaat in Überein-
stimmung mit seinem innerstaatlichen Recht innerhalb eines angemessenen Zeitraums die
Rechtmäßigkeit und Gültigkeit von Reise- oder Identitätsdokumenten, die tatsächlich oder
angeblich in seinem Namen ausgestellt wurden und die mutmaßlich für den Menschenhan-
del benutzt werden.

IV. Schlussbestimmungen

Artikel 14
Vorbehaltsklausel

1. Dieses Protokoll berührt nicht die Rechte, Verpflichtungen und Verantwortlich-
keiten von Staaten und Einzelpersonen nach dem Völkerrecht, namentlich dem humanitären
Völkerrecht und dem Völkerrecht auf dem Gebiet der Menschenrechte und insbesondere,
soweit anwendbar, dem Abkommen von 19513 und dem Protokoll von 19674 über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge und dem darin verankerten Grundsatz der Nichtzurückwei-
sung.

2. Die in diesem Protokoll genannten Maßnahmen sind so auszulegen und anzu-
wenden, dass Personen nicht auf Grund dessen, dass sie Opfer des Menschenhandels sind,
diskriminiert werden. Die Auslegung und Anwendung dieser Maßnahmen muss mit den in-
ternational anerkannten Grundsätzen der Nichtdiskriminierung im Einklang stehen.

Artikel 15
Beilegung von Streitigkeiten

1. Die Vertragsstaaten bemühen sich, Streitigkeiten über die Auslegung oder An-
wendung dieses Protokolls durch Verhandlungen beizulegen.

2. Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten über die Auslegung
oder Anwendung dieses Protokolls, die nicht innerhalb einer angemessenen Frist durch Ver-
handlungen beigelegt werden kann, wird auf Verlangen eines dieser Vertragsstaaten einem
Schiedsverfahren unterbreitet. Können sich die Vertragsstaaten binnen sechs Monaten nach
dem Zeitpunkt, zu dem das Schiedsverfahren verlangt worden ist, über seine Ausgestaltung
nicht einigen, so kann jeder dieser Vertragsstaaten die Streitigkeit dem Internationalen Ge-
richtshof unterbreiten, indem er einen seinem Statut entsprechenden Antrag stellt.

3. Jeder Vertragsstaat kann bei der Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung dieses Protokolls oder dem Beitritt zu diesem erklären, dass er sich durch

                                                
3 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 189, Nr. 2545.
4 Ebd., Vol. 606, Nr. 8791.
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Absatz 2 nicht als gebunden betrachtet. Die anderen Vertragsstaaten sind gegenüber einem
Vertragsstaat, der einen solchen Vorbehalt angebracht hat, durch Absatz 2 nicht gebunden.

4. Ein Vertragsstaat, der einen Vorbehalt nach Absatz 3 angebracht hat, kann die-
sen Vorbehalt jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete
Notifikation zurückziehen.

Artikel 16
Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme, Genehmigung und Beitritt

1. Dieses Protokoll liegt für alle Staaten vom 12. bis 15. Dezember 2000 in Pa-
lermo (Italien) und danach bis zum 12. Dezember 2002 am Sitz der Vereinten Nationen in
New York zur Unterzeichnung auf.

2. Dieses Protokoll liegt auch für Organisationen der regionalen Wirtschaftsinte-
gration zur Unterzeichnung auf, sofern mindestens ein Mitgliedstaat der betreffenden Orga-
nisation dieses Protokoll nach Absatz 1 unterzeichnet hat.

3. Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. Die
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt. Eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration kann
ihre Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde hinterlegen, wenn dies min-
destens einer ihrer Mitgliedstaaten getan hat. In dieser Ratifikations-, Annahme- oder Ge-
nehmigungsurkunde erklärt diese Organisation den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug
auf die durch dieses Protokoll erfassten Angelegenheiten. Diese Organisation teilt dem Ver-
wahrer auch jede maßgebliche Änderung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten mit.

4. Dieses Protokoll steht jedem Staat und jeder Organisation der regionalen Wirt-
schaftsintegration, von der mindestens ein Mitgliedstaat Vertragspartei dieses Protokolls ist,
zum Beitritt offen. Die Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen hinterlegt. Bei ihrem Beitritt erklärt eine Organisation der regionalen Wirtschaftsinte-
gration den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf die durch dieses Protokoll erfassten
Angelegenheiten. Diese Organisation teilt dem Verwahrer auch jede maßgebliche Änderung
des Umfangs ihrer Zuständigkeiten mit.

Artikel 17
Inkrafttreten

1. Dieses Protokoll tritt am neunzigsten Tag nach Hinterlegung der vierzigsten
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde in Kraft, jedoch nicht vor
Inkrafttreten des Übereinkommens. Für die Zwecke dieses Absatzes zählt eine von einer
Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration hinterlegte Urkunde nicht als zusätzliche
Urkunde zu den von den Mitgliedstaaten der betreffenden Organisation hinterlegten Urkun-
den.

2. Für jeden Staat und jede Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration, der
beziehungsweise die dieses Protokoll nach Hinterlegung der vierzigsten entsprechenden Ur-
kunde ratifiziert, annimmt, genehmigt oder ihm beitritt, tritt das Protokoll am dreißigsten
Tag nach Hinterlegung der entsprechenden Urkunde durch diesen Staat beziehungsweise
diese Organisation oder zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls nach Absatz 1 in
Kraft, je nachdem welcher Zeitpunkt der spätere ist.

Artikel 18
Änderungen

1. Nach Ablauf von fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Protokolls kann ein Ver-
tragsstaat des Protokolls eine Änderung vorschlagen und sie beim Generalsekretär der Ver-
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einten Nationen einreichen; dieser leitet die vorgeschlagene Änderung den Vertragsstaaten
und der Konferenz der Vertragsstaaten des Übereinkommens zu, damit diese den Vorschlag
prüfen und darüber beschließen können. Die Vertragsstaaten dieses Protokolls, die in der
Konferenz der Vertragsstaaten zusammentreten, bemühen sich nach Kräften um eine Eini-
gung durch Konsens über jede Änderung. Sind alle Bemühungen um einen Konsens er-
schöpft und wird keine Einigung erzielt, so ist als letztes Mittel eine Zweidrittelmehrheit der
auf der Sitzung der Konferenz der Vertragsstaaten anwesenden und abstimmenden Vertrags-
staaten dieses Protokolls erforderlich, damit die Änderung beschlossen wird.

2. Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration üben in Angelegenheiten
ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht nach diesem Artikel mit der Anzahl von Stimmen aus,
die der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragsstaaten dieses Protokolls sind.
Diese Organisationen üben ihr Stimmrecht nicht aus, wenn ihre Mitgliedstaaten ihr Stimm-
recht ausüben, und umgekehrt.

3. Eine nach Absatz 1 angenommene Änderung bedarf der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung durch die Vertragsstaaten.

4. Eine nach Absatz 1 angenommene Änderung tritt für einen Vertragsstaat neun-
zig Tage nach Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde für
die Änderung beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.

5. Tritt eine Änderung in Kraft, so ist sie für diejenigen Vertragsstaaten, die ihre
Zustimmung ausgedrückt haben, durch sie gebunden zu sein, bindend. Die anderen Ver-
tragsstaaten sind weiter durch dieses Protokoll und alle früher von ihnen ratifizierten, ange-
nommenen oder genehmigten Änderungen gebunden.

Artikel 19
Kündigung

1. Ein Vertragsstaat kann dieses Protokoll durch eine an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung wird ein
Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.

2. Eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration hört auf, Vertragspartei
dieses Protokolls zu sein, wenn alle ihre Mitgliedstaaten es gekündigt haben.

Artikel 20
Verwahrer und Sprachen

1. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird zum Verwahrer dieses Proto-
kolls bestimmt.

2. Die Urschrift dieses Protokolls, dessen arabischer, chinesischer, englischer,
französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim
Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, von ihren Regierungen hierzu ge-
hörig befugten Bevollmächtigten dieses Protokoll unterschrieben.
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Anlage III

Protokoll gegen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- und Luftweg, in
Ergänzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschrei-
tende organisierte Kriminalität

Präambel

Die Vertragsstaaten dieses Protokolls,

erklärend, dass wirksame Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung der Schleu-
sung von Migranten auf dem Land-, See- und Luftweg ein umfassendes internationales Vor-
gehen erfordern, das unter anderem Zusammenarbeit, den Austausch von Informationen so-
wie weitere geeignete Maßnahmen, darunter soziale und wirtschaftliche Maßnahmen, auf
einzelstaatlicher, regionaler und internationaler Ebene beinhaltet,

unter Hinweis auf die Resolution 54/212 der Generalversammlung vom 22. Dezember
1999, in der die Versammlung die Mitgliedstaaten und das System der Vereinten Nationen
nachdrücklich aufforderte, die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der inter-
nationalen Migration und Entwicklung zu verstärken, um die tieferen Ursachen der Migra-
tion, insbesondere diejenigen im Zusammenhang mit der Armut, anzugehen und um den
Beteiligten den größtmöglichen Nutzen aus der internationalen Migration zuteil werden zu
lassen, und in der sie den interregionalen, regionalen beziehungsweise subregionalen Me-
chanismen nahe legte, sich gegebenenfalls auch weiterhin mit der Frage der Migration und
der Entwicklung zu befassen,

überzeugt von der Notwendigkeit, den Migranten eine menschliche Behandlung und
den vollen Schutz ihrer Rechte zu gewähren,

unter Berücksichtigung dessen, dass es trotz der in anderen internationalen Einrich-
tungen geleisteten Arbeit keine allgemein gültige Übereinkunft gibt, die alle Aspekte der
Schleusung von Migranten und andere damit zusammenhängende Fragen erfasst,

besorgt über die erhebliche Zunahme der Tätigkeit organisierter krimineller Gruppen
bei der Schleusung von Migranten und andere damit zusammenhängende, in diesem Proto-
koll genannte kriminelle Tätigkeiten, die den betroffenen Staaten großen Schaden verur-
sachen,

sowie besorgt darüber, dass die Schleusung von Migranten das Leben beziehungs-
weise die Sicherheit der betroffenen Migranten gefährden kann,

unter Hinweis auf die Resolution 53/111 der Generalversammlung vom 9. Dezember
1998, in der die Versammlung beschloss, einen allen Mitgliedstaaten offen stehenden zwi-
schenstaatlichen Ad-hoc-Ausschuss einzusetzen, mit dem Auftrag, ein umfassendes interna-
tionales Übereinkommen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität auszuar-
beiten und unter anderem die Ausarbeitung einer internationalen Übereinkunft zur Bekämp-
fung des unerlaubten Menschenhandels mit Migranten und ihrer Beförderung, namentlich
auch auf dem Seeweg, zu erörtern,

überzeugt, dass die Ergänzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität durch eine internationale Übereinkunft
gegen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- und Luftweg für die Verhütung
und Bekämpfung dieses Verbrechens von Nutzen sein wird,

sind wie folgt übereingekommen:
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I. Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1
Verhältnis zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität

1. Dieses Protokoll ergänzt das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität. Es ist zusammen mit dem Übereinkommen
auszulegen.

2. Die Bestimmungen des Übereinkommens werden auf dieses Protokoll sinnge-
mäß angewendet, sofern in diesem Protokoll nichts anderes vorgesehen ist.

3. Die in Übereinstimmung mit Artikel 6 umschriebenen Straftaten werden als in
Übereinstimmung mit dem Übereinkommen umschriebene Straftaten angesehen.

Artikel 2
Zweck

Zweck dieses Protokolls ist es, die Schleusung von Migranten zu verhüten und zu be-
kämpfen sowie die diesbezügliche Zusammenarbeit zwischen den Vertragsstaaten zu för-
dern und dabei gleichzeitig die Rechte der geschleusten Migranten zu schützen.

Artikel 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Protokolls

a) bezeichnet der Ausdruck "Schleusung von Migranten" die Herbeiführung der il-
legalen Einreise einer Person in einen Vertragsstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht be-
sitzt oder in dem sie keine Berechtigung zum ständigen Aufenthalt hat, mit dem Ziel, sich
unmittelbar oder mittelbar einen finanziellen oder sonstigen materiellen Vorteil zu verschaf-
fen;

b) bezeichnet der Ausdruck "illegale Einreise" das Überschreiten von Grenzen,
ohne die notwendigen Anforderungen für die legale Einreise in den Aufnahmestaat zu erfül-
len;

c) bezeichnet der Ausdruck "gefälschtes Reise- oder Identitätsdokument" ein
Reise- oder Identitätsdokument,

  i) das von jemand anderem als einer Person oder Stelle, die rechtmäßig befugt ist,
das Reise- oder Identitätsdokument im Namen eines Staates anzufertigen oder
auszustellen, als Fälschung angefertigt oder in substanzieller Weise verändert wurde
oder

 ii) das auf Grund falscher Angaben, durch Korruption, Nötigung oder auf andere
unrechtmäßige Weise unbefugt ausgestellt oder erlangt wurde oder

iii) das von einer Person benutzt wird, die nicht der rechtmäßige Inhaber ist;

d) bezeichnet der Ausdruck "Schiff" alle Arten von Wasserfahrzeugen, einschließ-
lich nicht wasserverdrängender Fahrzeuge und Wasserflugzeuge, die als Beförderungsmittel
auf dem Wasser verwendet werden oder verwendet werden können, mit Ausnahme von
Kriegsschiffen, Flottenhilfsschiffen und sonstigen einem Staat gehörenden oder von ihm be-
triebenen Schiffen, die derzeit im Staatsdienst stehen und ausschließlich anderen als Han-
delszwecken dienen.
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Artikel 4
Geltungsbereich

Dieses Protokoll findet Anwendung, soweit darin nichts anderes bestimmt ist, auf die
Verhinderung, Untersuchung und Strafverfolgung der in Übereinstimmung mit Artikel 6
umschriebenen Straftaten, wenn die Straftaten grenzüberschreitender Natur sind und eine
organisierte kriminelle Gruppe daran mitgewirkt hat, sowie auf den Schutz der Rechte der
Opfer dieser Straftaten.

Artikel 5
Strafrechtliche Verantwortlichkeit der Migranten

Migranten können nicht nach diesem Protokoll strafrechtlich dafür verfolgt werden,
dass sie Opfer der in Artikel 6 genannten Handlungen wurden.

Artikel 6
Kriminalisierung

1. Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen gesetzgeberischen und anderen Maß-
nahmen, um folgende Handlungen, wenn vorsätzlich und zur unmittelbaren oder mittelba-
ren Erlangung eines finanziellen oder sonstigen materiellen Vorteils begangen, als Straftaten
zu umschreiben:

a) die Schleusung von Migranten;

b) wenn die Handlung zum Zweck der Ermöglichung der Schleusung von Migran-
ten begangen wurde:

i) die Vorlage eines gefälschten Reise- oder Identitätsdokuments;

ii) die Beschaffung, Bereitstellung oder den Besitz eines solchen Dokuments;

c) es einer Person, die nicht die Staatsangehörigkeit des betreffenden Staates oder
die Berechtigung zum ständigen Aufenthalt in diesem Staat besitzt, durch die unter Buch-
stabe b genannten oder andere unrechtmäßige Mittel zu ermöglichen, in diesem Staat zu
verbleiben, ohne die notwendigen Anforderungen für den rechtmäßigen Aufenthalt zu erfül-
len.

2. Jeder Vertragsstaat trifft außerdem die notwendigen gesetzgeberischen und son-
stigen Maßnahmen, um folgende Handlungen als Straftaten zu umschreiben:

a) vorbehaltlich der Grundzüge seiner Rechtsordnung den Versuch, eine in Über-
einstimmung mit Absatz 1 umschriebene Straftat zu begehen;

b) die Beteiligung als Mittäter oder Gehilfe an einer in Übereinstimmung mit Ab-
satz 1 Buchstabe a, Buchstabe b Ziffer i oder Buchstabe c umschriebenen Straftat sowie,
vorbehaltlich der Grundzüge seiner Rechtsordnung, die Beteiligung als Mittäter oder Ge-
hilfe an einer in Übereinstimmung mit Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii umschriebenen Straf-
tat;

c) die Organisation der Begehung einer in Übereinstimmung mit Absatz 1 um-
schriebenen Straftat oder die Anleitung anderer zu ihrer Begehung.

3. Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen gesetzgeberischen und sonstigen Maß-
nahmen, um folgende erschwerende Umstände für die in Übereinstimmung mit Absatz 1
Buchstabe a, Buchstabe b Ziffer i und Buchstabe c umschriebenen Straftaten sowie, vorbe-
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haltlich der Grundzüge seiner Rechtsordnung, für die in Übereinstimmung mit Absatz 2
Buchstaben b und c umschriebenen Straftaten festzulegen:

a) die Gefährdung oder mögliche Gefährdung des Lebens oder der Sicherheit der
betroffenen Migranten;

b) die unmenschliche oder erniedrigende Behandlung, namentlich zum Zweck der
Ausbeutung, dieser Migranten.

4. Dieses Protokoll hindert einen Vertragsstaat nicht, Maßnahmen gegen eine Per-
son zu ergreifen, deren Verhalten nach innerstaatlichem Recht eine Straftat darstellt.

II. Schleusung von Migranten auf dem Seeweg

Artikel 7
Zusammenarbeit

Die Vertragsstaaten arbeiten so weit wie möglich zusammen, um die Schleusung von
Migranten auf dem Seeweg im Einklang mit dem Seevölkerrecht zu verhindern und zu un-
terbinden.

Artikel 8
Maßnahmen gegen die Schleusung von Migranten auf dem Seeweg

1. Ein Vertragsstaat, der den begründeten Verdacht hat, dass ein Schiff, das seine
Flagge führt oder angibt, in sein Schiffsregister eingetragen zu sein, das keine Staatszuge-
hörigkeit besitzt oder das, obwohl es eine fremde Flagge führt oder sich weigert, seine
Flagge zu zeigen, in Wirklichkeit die Staatszugehörigkeit des betreffenden Vertragsstaats
besitzt, für die Schleusung von Migranten auf dem Seeweg benutzt wird, kann andere Ver-
tragsstaaten um Hilfe bei der Unterbindung der Nutzung des Schiffes für diesen Zweck er-
suchen. Die darum ersuchten Vertragsstaaten leisten im Rahmen ihrer Möglichkeiten Hilfe.

2. Ein Vertragsstaat, der den begründeten Verdacht hat, dass ein Schiff, das die
Freiheit der Schifffahrt in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht ausübt und die Flagge ei-
nes anderen Vertragsstaats führt oder dessen Registrierungszeichen zeigt, für die Schleu-
sung von Migranten auf dem Seeweg benutzt wird, kann dies dem Flaggenstaat anzeigen,
eine Bestätigung der Registrierung anfordern und bei Bestätigung den Flaggenstaat um die
Genehmigung ersuchen, geeignete Maßnahmen im Hinblick auf dieses Schiff zu ergreifen.
Der Flaggenstaat kann dem ersuchenden Staat unter anderem die Genehmigung erteilen,

a) das Schiff anzuhalten;

b) das Schiff zu durchsuchen und

c) falls Beweise dafür gefunden werden, dass das Schiff die Schleusung von Mi-
granten auf dem Seeweg betreibt, geeignete Maßnahmen im Hinblick auf das Schiff sowie
die an Bord befindlichen Personen und Ladung zu ergreifen, wie vom Flaggenstaat ge-
nehmigt.

3. Ein Vertragsstaat, der eine Maßnahme nach Absatz 2 ergriffen hat, unterrichtet
den betreffenden Flaggenstaat unverzüglich über die Ergebnisse dieser Maßnahme.

4. Ein Vertragsstaat antwortet umgehend auf ein Ersuchen eines anderen Vertrags-
staats um Feststellung, ob ein Schiff, das angibt, in sein Schiffsregister eingetragen zu sein
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oder das seine Flagge führt, dazu berechtigt ist, sowie auf ein Ersuchen um eine Genehmi-
gung nach Absatz 2.

5. Ein Flaggenstaat kann in Übereinstimmung mit Artikel 7 seine Genehmigung
von Bedingungen abhängig machen, die von ihm und dem ersuchenden Staat zu vereinba-
ren sind, einschließlich Bedingungen im Zusammenhang mit der Verantwortlichkeit und
dem Umfang der zu ergreifenden wirksamen Maßnahmen. Ein Vertragsstaat trifft ohne aus-
drückliche Genehmigung durch den Flaggenstaat keine zusätzlichen Maßnahmen außer sol-
chen, die notwendig sind, um eine unmittelbare Gefahr für das Leben von Personen abzu-
wenden, oder die sich aus einschlägigen zwei- oder mehrseitigen Übereinkünften ableiten.

6. Jeder Vertragsstaat bestimmt eine oder gegebenenfalls mehrere Behörden, die
Ersuchen um Hilfe, um die Bestätigung der Registrierung oder des Rechts eines Schiffes,
seine Flagge zu führen, sowie um die Genehmigung, geeignete Maßnahmen zu ergreifen,
entgegennehmen und beantworten. Der Generalsekretär notifiziert die so bestimmten Be-
hörden innerhalb eines Monats nach ihrer Bestimmung allen anderen Vertragsstaaten.

7. Ein Vertragsstaat, der den begründeten Verdacht hat, dass ein Schiff die Schleu-
sung von Migranten auf dem Seeweg betreibt und keine Staatszugehörigkeit besitzt oder ei-
nem Schiff ohne Staatszugehörigkeit gleichgestellt werden kann, kann das Schiff anhalten
und es durchsuchen. Werden Beweise gefunden, die den Verdacht bestätigen, so trifft der
Vertragsstaat geeignete Maßnahmen im Einklang mit dem einschlägigen innerstaatlichen
Recht und Völkerrecht.

Artikel 9
Schutzklauseln

1. Trifft ein Vertragsstaat Maßnahmen nach Artikel 8 gegen ein Schiff, so

a) gewährleistet er die Sicherheit und menschliche Behandlung der an Bord
befindlichen Personen;

b) trägt er der Notwendigkeit gebührend Rechnung, weder die Sicherheit des
Schiffs noch der Ladung zu gefährden;

c) trägt er der Notwendigkeit gebührend Rechnung, die wirtschaftlichen oder
rechtlichen Interessen des Flaggenstaats oder eines anderen interessierten Staates nicht zu
beeinträchtigen;

d) stellt er im Rahmen der verfügbaren Mittel sicher, dass jede im Hinblick auf das
Schiff getroffene Maßnahme umweltverträglich ist.

2. Erweisen sich die nach Artikel 8 getroffenen Maßnahmen als unbegründet und
hat das Schiff keine die getroffenen Maßnahmen rechtfertigende Handlung begangen, so ist
dem Schiff jeder Verlust oder Schaden zu ersetzen.

3. Jede nach diesem Kapitel getroffene, beschlossene oder durchgeführte Maß-
nahme trägt der Notwendigkeit gebührend Rechnung,

a) die Rechte und Pflichten sowie die Ausübung der Hoheitsbefugnisse der Kü-
stenstaaten in Übereinstimmung mit dem Seevölkerrecht oder

b) die Autorität des Flaggenstaats, die Hoheitsgewalt und Kontrolle in verwal-
tungsmäßigen, technischen und sozialen Angelegenheiten in Bezug auf das Schiff auszu-
üben,

nicht zu behindern oder zu beeinträchtigen.
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4. Jede Maßnahme auf See nach diesem Kapitel wird nur von Kriegsschiffen oder
Militärluftfahrzeugen oder von anderen Schiffen oder Luftfahrzeugen durchgeführt, die
deutlich als im Staatsdienst stehend gekennzeichnet und als solche erkennbar und die hierzu
befugt sind.

III. Prävention, Zusammenarbeit und sonstige Maßnahmen

Artikel 10
Information

1. Unbeschadet der Artikel 27 und 28 des Übereinkommens tauschen die Vertrags-
staaten, insbesondere diejenigen, die gemeinsame Grenzen besitzen oder an den für die
Schleusung von Migranten benutzten Wegen liegen, zum Zweck der Verwirklichung der
Ziele dieses Protokolls im Einklang mit ihrer jeweiligen innerstaatlichen Rechts- und Ver-
waltungsordnung sachdienliche Informationen unter anderem zu folgenden Angelegenhei-
ten aus:

a) den Einschiffungs- und Zielpunkten sowie den Wegen, Beförderungsunterneh-
mern und Transportmitteln, die bekanntlich oder mutmaßlich von einer organisierten krimi-
nellen Gruppe benutzt werden, welche die in Artikel 6 genannten Handlungen begeht;

b) der Identität und den Vorgehensweisen von Organisationen oder organisierten
kriminellen Gruppen, die bekanntlich oder mutmaßlich die in Artikel 6 genannten Handlun-
gen begehen;

c) der Echtheit und ordnungsgemäßen Form der von einem Vertragsstaat ausge-
stellten Reisedokumente und dem Diebstahl oder Missbrauch von Blanko-Reise- oder Iden-
titätsdokumenten;

d) den Mitteln und Methoden des Verbergens und der Beförderung von Personen,
der rechtswidrigen Änderung, Vervielfältigung oder Erwerbung oder des sonstigen Miss-
brauchs von Reise- oder Identitätsdokumenten, die bei in Artikel 6 genannten Handlungen
angewendet werden, und Möglichkeiten zu ihrer Entdeckung;

e) den Erfahrungen bei der Gesetzgebung sowie den Verfahrensweisen und Maß-
nahmen zur Verhütung und Bekämpfung der in Artikel 6 genannten Handlungen; und

f) den wissenschaftlichen und technischen Informationen, die für die Rechtsdurch-
setzung von Nutzen sind, um ihre Fähigkeit, die in Artikel 6 genannten Handlungen zu ver-
hüten, zu entdecken und zu untersuchen und die Beteiligten strafrechtlich zu verfolgen, ge-
genseitig zu stärken.

2. Ein Vertragsstaat, der Informationen erhält, kommt jedem Ersuchen des die In-
formationen übermittelnden Vertragsstaats nach, das ihren Gebrauch Einschränkungen un-
terwirft.

Artikel 11
Grenzmaßnahmen

1. Unbeschadet der internationalen Verpflichtungen betreffend den freien Perso-
nenverkehr verstärken die Vertragsstaaten so weit wie möglich die Grenzkontrollen, die zur
Verhütung und Aufdeckung der Schleusung von Migranten erforderlich sind.

2. Jeder Vertragsstaat trifft gesetzgeberische oder andere geeignete Maßnahmen,
um so weit wie möglich zu verhindern, dass die von gewerblichen Beförderungsunterneh-
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mern betriebenen Transportmittel zur Begehung der in Übereinstimmung mit Artikel 6 Ab-
satz 1 Buchstabe a umschriebenen Straftaten benutzt werden.

3. Gegebenenfalls und unbeschadet der anwendbaren internationalen Überein-
künfte gehört zu diesen Maßnahmen auch die Verpflichtung gewerblicher Beförderungsun-
ternehmer, einschließlich Transportunternehmen, Besitzer oder Betreiber aller Arten von
Transportmitteln, sich dessen zu vergewissern, dass alle Passagiere im Besitz der für die
Einreise in den Aufnahmestaat erforderlichen Reisedokumente sind.

4. Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit seinem innerstaatlichen Recht
die notwendigen Maßnahmen, um im Falle eines Verstoßes gegen die in Absatz 3 festge-
legte Verpflichtung Sanktionen vorzusehen.

5. Jeder Vertragsstaat erwägt, Maßnahmen zu treffen, die es in Übereinstimmung
mit seinem innerstaatlichen Recht gestatten, Personen, die an der Begehung von in Überein-
stimmung mit diesem Protokoll umschriebenen Straftaten beteiligt sind, die Einreise zu ver-
weigern oder ihre Sichtvermerke für ungültig zu erklären.

6. Unbeschadet des Artikels 27 des Übereinkommens erwägen die Vertragsstaaten,
die Zusammenarbeit zwischen ihren Grenzkontrollbehörden zu verstärken, indem sie unter
anderem direkte Nachrichtenverbindungen einrichten und aufrechterhalten.

Artikel 12
Sicherheit und Kontrolle von Dokumenten

Jeder Vertragsstaat trifft im Rahmen der verfügbaren Mittel die erforderlichen Maß-
nahmen,

a) um sicherzustellen, dass die Qualität der von ihm ausgestellten Reise- oder
Identitätsdokumente so beschaffen ist, dass sie nicht leicht missbraucht und nicht ohne wei-
teres gefälscht oder auf rechtswidrige Weise verändert, vervielfältigt oder ausgestellt wer-
den können, und

b) um die Integrität und Sicherheit der Reise- oder Identitätsdokumente zu gewähr-
leisten, die von dem Vertragsstaat oder in seinem Namen ausgestellt wurden, und ihre
rechtswidrige Herstellung, Ausstellung und Verwendung zu verhindern.

Artikel 13
Rechtmäßigkeit und Gültigkeit von Dokumenten

Auf Ersuchen eines anderen Vertragsstaats überprüft ein Vertragsstaat in Übereinstim-
mung mit seinem innerstaatlichen Recht innerhalb eines angemessenen Zeitraums die
Rechtmäßigkeit und Gültigkeit von Reise- oder Identitätsdokumenten, die tatsächlich oder
angeblich in seinem Namen ausgestellt wurden und die mutmaßlich für die in Artikel 6 ge-
nannten Handlungen benutzt worden sind.

Artikel 14
Ausbildung und technische Zusammenarbeit

1. Die Vertragsstaaten sorgen für die besondere Ausbildung der Bediensteten ihrer
Einwanderungsbehörden und sonstiger zuständiger Amtsträger in der Verhütung der in Arti-
kel 6 genannten Handlungen und in der menschlichen Behandlung der Migranten, die Opfer
dieser Handlungen geworden sind, bei gleichzeitiger Achtung ihrer in diesem Protokoll fest-
gelegten Rechte, beziehungsweise verstärken diese Ausbildung.

2. Die Vertragsstaaten arbeiten untereinander sowie gegebenenfalls mit den
zuständigen internationalen Organisationen, nichtstaatlichen Organisationen, sonstigen zu-
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ständigen Organisationen und anderen Teilen der Zivilgesellschaft zusammen, um sicher-
zustellen, dass das Personal in ihrem Hoheitsgebiet eine angemessene Ausbildung in der
Verhütung, Bekämpfung und Ausmerzung der in Artikel 6 genannten Handlungen und zum
Schutz der Rechte der Migranten, die Opfer dieser Handlungen geworden sind, erhält. Diese
Ausbildung umfasst

a) die Verbesserung der Sicherheit und der Qualität von Reisedokumenten;

b) das Erkennen und Entdecken gefälschter Reise- oder Identitätsdokumente;

c) die kriminalistische Nachrichtenbeschaffung, insbesondere in Bezug auf die
Identifizierung organisierter krimineller Gruppen, die bekanntlich oder mutmaßlich die in
Artikel 6 genannten Handlungen begehen, die bei der Schleusung von Migranten ange-
wandten Beförderungsmethoden, den Missbrauch von Reise- oder Identitätsdokumenten für
die in Artikel 6 genannten Handlungen und die bei der Schleusung von Migranten benutzten
Mittel zum Verbergen dieser Personen;

d) die Verbesserung der Verfahren zur Entdeckung geschleuster Personen an kon-
ventionellen wie nichtkonventionellen Ein- und Ausreisepunkten und

e) die menschliche Behandlung von Migranten und den Schutz ihrer in diesem
Protokoll festgelegten Rechte.

3. Die Vertragsstaaten, die über einschlägiges Fachwissen verfügen, erwägen die
Gewährung technischer Hilfe an die Staaten, die häufig Herkunfts- oder Transitländer für
Opfer der in Artikel 6 genannten Handlungen sind. Die Vertragsstaaten bemühen sich nach
Kräften, die notwendigen Ressourcen, wie Kraftfahrzeuge, Computersysteme und Belegle-
ser, zur Verfügung zu stellen, um die in Artikel 6 genannten Handlungen zu bekämpfen.

Artikel 15
Sonstige Präventionsmaßnahmen

1. Jeder Vertragsstaat sorgt durch entsprechende Maßnahmen für die Bereitstellung
oder Stärkung von Aufklärungsprogrammen, um der Öffentlichkeit stärker bewusst zu ma-
chen, dass die in Artikel 6 genannten Handlungen eine kriminelle Tätigkeit darstellen, die
häufig von organisierten kriminellen Gruppen zu Gewinnzwecken betrieben wird und die
mit schwerwiegenden Risiken für die betroffenen Migranten verbunden ist.

2. In Übereinstimmung mit Artikel 31 des Übereinkommens arbeiten die Vertrags-
staaten auf dem Gebiet der Öffentlichkeitsarbeit zusammen, um zu verhindern, dass poten-
zielle Migranten Opfer organisierter krimineller Gruppen werden.

3. Jeder Vertragsstaat fördert beziehungsweise stärkt die Entwicklungsprogramme
und die Zusammenarbeit auf einzelstaatlicher, regionaler und internationaler Ebene und
trägt dabei den sozioökonomischen Realitäten der Migration Rechnung und widmet den
wirtschaftlich und sozial schwachen Gebieten besondere Aufmerksamkeit, um die tieferen
sozioökonomischen Ursachen der Schleusung von Migranten, wie Armut und Unterent-
wicklung, zu bekämpfen.

Artikel 16
Schutz- und Hilfsmaßnahmen

1. Bei der Durchführung dieses Protokolls trifft jeder Vertragsstaat im Einklang
mit seinen völkerrechtlichen Verpflichtungen alle geeigneten Maßnahmen, erforderlichen-
falls auch gesetzgeberische Maßnahmen, um die nach dem anwendbaren Völkerrecht beste-
henden Rechte der Personen, die Opfer der in Artikel 6 genannten Handlungen geworden
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sind, zu wahren und zu schützen, insbesondere das Recht auf Leben und das Recht, nicht
der Folter oder anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe unterworfen zu werden.

2. Jeder Vertragsstaat trifft geeignete Maßnahmen, um Migranten angemessenen
Schutz vor Gewalt zu gewähren, die Einzelpersonen oder Gruppen gegen sie auf Grund des-
sen ausüben, dass sie Opfer der in Artikel 6 genannten Handlungen sind.

3. Jeder Vertragsstaat gewährt Migranten, deren Leben oder Sicherheit gefährdet
ist, weil sie Opfer der in Artikel 6 genannten Handlungen sind, angemessene Hilfe.

4. Bei der Anwendung dieses Artikels berücksichtigen die Vertragsstaaten die be-
sonderen Bedürfnisse von Frauen und Kindern.

5. Wird eine Person, die Opfer der in Artikel 6 genannten Handlungen wurde, in
Haft genommen, so befolgt jeder Vertragsstaat seine Verpflichtungen aus dem Wiener Über-
einkommen über konsularische Beziehungen5, sofern anwendbar, namentlich die Verpflich-
tung, die betroffene Person unverzüglich über die Bestimmungen betreffend die
Benachrichtigung der Konsularbeamten und den Verkehr mit diesen zu unterrichten.

Artikel 17
Abkommen und sonstige Vereinbarungen

Die Vertragsstaaten erwägen den Abschluss zweiseitiger oder regionaler Überein-
künfte oder operativer Vereinbarungen mit dem Ziel,

a) die geeignetsten und wirksamsten Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung
der in Artikel genannten Handlungen zu ergreifen oder

b) die Bestimmungen dieses Protokolls untereinander zu stärken.

Artikel 18
Rückführung geschleuster Migranten

1. Jeder Vertragsstaat stimmt zu, ohne ungebührliche oder unangemessene Verzö-
gerung die Rückführung einer Person, die Opfer der in Artikel 6 genannten Handlungen
wurde und die zum Zeitpunkt der Rückführung seine Staatsangehörigkeit oder ein dauern-
des Aufenthaltsrecht in seinem Hoheitsgebiet besitzt, zu erleichtern und zu akzeptieren.

2. Jeder Vertragsstaat erwägt die Möglichkeit, die Rückführung einer Person, die
Opfer der in Artikel 6 genannten Handlungen wurde und die zum Zeitpunkt der Einreise in
den Aufnahmestaat ein dauerndes Aufenthaltsrecht in seinem Hoheitsgebiet besaß, nach sei-
nem innerstaatlichen Recht zu erleichtern und zu akzeptieren.

3. Auf Ersuchen des aufnehmenden Vertragsstaats überprüft der ersuchte Vertrags-
staat ohne ungebührliche oder unangemessene Verzögerung, ob eine Person, die Opfer der
in Artikel 6 genannten Handlungen wurde, seine Staatsangehörigkeit oder ein dauerndes
Aufenthaltsrecht in seinem Hoheitsgebiet besitzt.

4. Um die Rückführung einer Person, die Opfer der in Artikel 6 genannten Hand-
lungen wurde und die über keine ordnungsgemäßen Ausweispapiere verfügt, zu erleichtern,
erklärt sich der Vertragsstaat, dessen Staatsangehörigkeit die Person besitzt oder in dem sie
ein dauerndes Aufenthaltsrecht hat, bereit, auf Ersuchen des aufnehmenden Vertragsstaats

                                                
5 Ebd., Vol. 596, Nr. 8638-8640.
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die Reisedokumente oder sonstigen gegebenenfalls notwendigen Genehmigungen auszustel-
len, damit die Person in sein Hoheitsgebiet reisen und wiedereinreisen kann.

5. Jeder Vertragsstaat, der an der Rückführung einer Person, die Opfer der in Arti-
kel 6 genannten Handlungen wurde, beteiligt ist, trifft alle geeigneten Maßnahmen, um die
Rückführung dieser Person auf ordnungsgemäße Weise und unter gebührender Berück-
sichtigung ihrer Sicherheit und ihrer Würde durchzuführen.

6. Die Vertragsstaaten können bei der Durchführung dieses Artikels mit den
zuständigen internationalen Organisationen zusammenarbeiten.

7. Dieser Artikel lässt die nach dem innerstaatlichen Recht des aufnehmenden Ver-
tragsstaats bestehenden Rechte der Personen, die Opfer der in Artikel 6 genannten Handlun-
gen wurden, unberührt.

8. Dieser Artikel berührt nicht die Verpflichtungen aus anderen anwendbaren
zwei- oder mehrseitigen Verträgen oder anderen anwendbaren Abkommen oder sonstigen
Vereinbarungen, die insgesamt oder teilweise die Rückführung von Personen regeln, die
Opfer der in Artikel 6 genannten Handlungen wurden.

IV. Schlussbestimmungen

Artikel 19
Vorbehaltsklausel

1. Dieses Protokoll berührt nicht die anderen Rechte, Verpflichtungen und Verant-
wortlichkeiten von Staaten und Einzelpersonen nach dem Völkerrecht, namentlich dem hu-
manitären Völkerrecht und dem Völkerrecht auf dem Gebiet der Menschenrechte und insbe-
sondere, soweit anwendbar, dem Abkommen von 19513 und dem Protokoll von 19674 über
die Rechtsstellung der Flüchtlinge und dem darin verankerten Grundsatz der Nichtzurück-
weisung.

2. Die in diesem Protokoll genannten Maßnahmen sind so auszulegen und anzu-
wenden, dass Personen nicht auf Grund dessen, dass sie Opfer der in Artikel 6 genannten
Handlungen sind, diskriminiert werden. Die Auslegung und Anwendung dieser Maßnahmen
muss mit den international anerkannten Grundsätzen der Nichtdiskriminierung im Einklang
stehen.

Artikel 20
Beilegung von Streitigkeiten

1. Die Vertragsstaaten bemühen sich, Streitigkeiten über die Auslegung oder An-
wendung dieses Protokolls durch Verhandlungen beizulegen.

2. Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten über die Auslegung
oder Anwendung dieses Protokolls, die nicht innerhalb einer angemessenen Frist durch Ver-
handlungen beigelegt werden kann, wird auf Verlangen eines dieser Vertragsstaaten einem
Schiedsverfahren unterbreitet. Können sich die Vertragsstaaten binnen sechs Monaten nach
dem Zeitpunkt, zu dem das Schiedsverfahren verlangt worden ist, über seine Ausgestaltung
nicht einigen, so kann jeder dieser Vertragsstaaten die Streitigkeit dem Internationalen Ge-
richtshof unterbreiten, indem er einen seinem Statut entsprechenden Antrag stellt.

3. Jeder Vertragsstaat kann bei der Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung dieses Protokolls oder dem Beitritt zu diesem erklären, dass er sich durch
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Absatz 2 nicht als gebunden betrachtet. Die anderen Vertragsstaaten sind gegenüber einem
Vertragsstaat, der einen solchen Vorbehalt angebracht hat, durch Absatz 2 nicht gebunden.

4. Ein Vertragsstaat, der einen Vorbehalt nach Absatz 3 angebracht hat, kann die-
sen Vorbehalt jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete
Notifikation zurückziehen.

Artikel 21
Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme, Genehmigung und Beitritt

1. Dieses Protokoll liegt für alle Staaten vom 12. bis 15. Dezember 2000 in Pa-
lermo (Italien) und danach bis zum 12. Dezember 2002 am Sitz der Vereinten Nationen in
New York zur Unterzeichnung auf.

2. Dieses Protokoll liegt auch für die Organisationen der regionalen Wirtschafts-
integration zur Unterzeichnung auf, sofern mindestens ein Mitgliedstaat der betreffenden
Organisation dieses Protokoll nach Absatz 1 unterzeichnet hat.

3. Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. Die
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt. Eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration kann
ihre Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde hinterlegen, wenn dies minde-
stens einer ihrer Mitgliedstaaten getan hat. In dieser Ratifikations-, Annahme- oder Geneh-
migungsurkunde erklärt diese Organisation den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf
die durch dieses Protokoll erfassten Angelegenheiten. Diese Organisation teilt dem Verwah-
rer auch jede maßgebliche Änderung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten mit.

4. Dieses Protokoll steht jedem Staat und jeder Organisation der regionalen Wirt-
schaftsintegration, von der mindestens ein Mitgliedstaat Vertragspartei dieses Protokolls ist,
zum Beitritt offen. Die Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen hinterlegt. Zum Zeitpunkt ihres Beitritts erklärt eine Organisation der regionalen Wirt-
schaftsintegration den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf die durch dieses Proto-
koll erfassten Angelegenheiten. Diese Organisation teilt dem Verwahrer auch jede maßgeb-
liche Änderung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten mit.

Artikel 22
Inkrafttreten

1. Dieses Protokoll tritt am neunzigsten Tag nach Hinterlegung der vierzigsten
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde in Kraft, jedoch nicht vor
Inkrafttreten des Übereinkommens. Für die Zwecke dieses Absatzes zählt eine von einer
Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration hinterlegte Urkunde nicht als zusätzliche
Urkunde zu den von den Mitgliedstaaten der betreffenden Organisation hinterlegten Urkun-
den.

2. Für jeden Staat und jede Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration, der
beziehungsweise die dieses Protokoll nach Hinterlegung der vierzigsten entsprechenden Ur-
kunde ratifiziert, annimmt, genehmigt oder ihm beitritt, tritt das Protokoll am dreißigsten
Tag nach Hinterlegung der entsprechenden Urkunde durch diesen Staat beziehungsweise
diese Organisation oder zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls nach Absatz 1 in
Kraft, je nachdem welcher Zeitpunkt der spätere ist.

Artikel 23
Änderungen

1. Nach Ablauf von fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Protokolls kann ein Ver-
tragsstaat des Protokolls eine Änderung vorschlagen und sie beim Generalsekretär der Ver-
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einten Nationen einreichen; dieser leitet die vorgeschlagene Änderung den Vertragsstaaten
und der Konferenz der Vertragsstaaten des Übereinkommens zu, damit diese den Vorschlag
prüfen und darüber beschließen können. Die Vertragsstaaten dieses Protokolls, die in der
Konferenz der Vertragsstaaten zusammentreten, bemühen sich nach Kräften um eine Eini-
gung durch Konsens über jede Änderung. Sind alle Bemühungen um einen Konsens er-
schöpft und wird keine Einigung erzielt, so ist als letztes Mittel eine Zweidrittelmehrheit der
auf der Sitzung der Konferenz der Vertragsstaaten anwesenden und abstimmenden Vertrags-
staaten dieses Protokolls erforderlich, damit die Änderung beschlossen wird.

2. Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration üben in Angelegenheiten
ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht nach diesem Artikel mit der Anzahl von Stimmen aus,
die der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragsstaaten dieses Protokolls sind.
Diese Organisationen üben ihr Stimmrecht nicht aus, wenn ihre Mitgliedstaaten ihr Stimm-
recht ausüben, und umgekehrt.

3. Eine nach Absatz 1 angenommene Änderung bedarf der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung durch die Vertragsstaaten.

4. Eine nach Absatz 1 angenommene Änderung tritt für einen Vertragsstaat neun-
zig Tage nach Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde für
die Änderung beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.

5. Tritt eine Änderung in Kraft, so ist sie für diejenigen Vertragsstaaten, die ihre
Zustimmung ausgedrückt haben, durch sie gebunden zu sein, bindend. Die anderen Ver-
tragsstaaten sind weiter durch dieses Protokoll und alle früher von ihnen ratifizierten, ange-
nommenen oder genehmigten Änderungen gebunden.

Artikel 24
Kündigung

1. Ein Vertragsstaat kann dieses Protokoll durch eine an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung wird ein
Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.

2. Eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration hört auf, Vertragspartei
dieses Protokolls zu sein, wenn alle ihre Mitgliedstaaten es gekündigt haben.

Artikel 25
Verwahrer und Sprachen

1. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird zum Verwahrer dieses Proto-
kolls bestimmt.

2. Die Urschrift dieses Protokolls, dessen arabischer, chinesischer, englischer,
französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim
Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, von ihren Regierungen hierzu ge-
hörig befugten Bevollmächtigten dieses Protokoll unterschrieben.


